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1 Vorwort 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

mit diesem Leitfaden für ehrenamtlich Tätige im Verband Wohneigentum Nordrhein-

Westfalen e.V. möchten wir den Funktionären und speziell den Vorsitzenden der Kreisver-

bände und Gemeinschaften ein Handbuch zur Verfügung stellen, dem Sie interessante und 

für die Leitung der Untergliederungen wichtige Informationen entnehmen können. 

Besonders neu gewählte Funktionäre, aber auch die „alten Hasen“ erhalten hiermit Ant-

worten auf sich immer wieder stellenden Fragen hinsichtlich der Handhabung und Durch-

führung von vereinsspezifischen Veranstaltungen. Aber auch die Entstehung und Organisa-

tion des Verbands Wohneigentum sowie anstehende Satzungs-, Rechts- und Steuerfragen 

sollen ansatzweise behandelt werden. Sie werden aber feststellen, dass hier nicht alle Fra-

gen behandelt werden können. Aus diesem Grund stellen wir Ihnen Ihre Ansprechpartner in 

der Geschäftsstelle und im Vorstand vor. Zögern Sie nicht, uns anzurufen. Wir freuen uns 

auf das Gespräch.  

Über das Inhaltsverzeichnis und das Stichwortverzeichnis gelangen Sie schnell und unkom-

pliziert zu den benötigten Informationen. Wenn Sie das Handbuch auf einem Computer o-

der Tablett-PC betrachten, können Sie über die vielen Verlinkungen direkt auf Internetsei-

ten zugreifen. 

Dieses Handbuch ist unter anderem ein Ergebnis aus dem „Workshop Zukunft“, der im April 

2013 in der Akademie Biggesee stattfand. 

Wir hoffen, dass Sie mit diesem Handbuch eine gute und effektive Hilfestellung für die Be-

wältigung der Aufgaben und Tätigkeiten in ihrer Gliederung erhalten. 
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2 Verband Wohneigentum (Nordrhein-Westfalen) e.V. 

2.1 Geschichte 

Die Geschichte des Verbands Wohneigentum (vormals: Deutscher Siedlerbund) beginnt be-

reits Anfang des vergangenen Jahrhunderts. 1919 gründete sich die „Freie Arbeitsgemein-

schaft für Kriegersiedlungen e.V. Sitz Dresden”. Dieser Verein hatte den Zweck, Kriegsteil-

nehmern, deren Hinterbliebenen usw. die Möglichkeit des Siedelns zu schaffen. Der Verein 

wurde dann 1923 umbenannt in „Allgemeiner Sächsischer Siedlerverband e.V. Sitz Dres-

den”. Im Jahre 1933 erscheint erstmalig die Vereinsbezeichnung „Deutscher Siedlerbund 

e.V.” In der Jahreshauptversammlung der „Freien Arbeitsgemeinschaft für Kriegersiedlun-

gen e.V.” wurde eine neue Satzung verabschiedet, in deren § 1 die Umbenennung in „Deut-

scher Siedlerbund e.V. Sitz Dresden” vorgenommen wurde. Dieser galt innerhalb des 

Reichsbundes als Auffangorganisation für die „Landesgruppe Sachsen der Kleinsiedler”. Er 

wurde 1934 im „Reichsbund der Kleingärtner und Kleinsiedler Deutschlands” tätig. Die Sat-

zung der „Landesgruppe Sachsen der Kleinsiedler” besagte in § 2, dass ausschließlich die 

Förderung der Siedlungsbestrebungen gemeinnütziger Art sowie der Zusammenschluss al-

ler Kleinsiedler bezweckt werden sollte. Im Jahre 1934 wurde dann der 1933 gegründete 

„Reichsbund der Kleingärtner und Kleinsiedler Deutschland e.V. mit Sitz Berlin” vom 

Reichsheimstättenamt als einzige Organisation der Kleingärtner- und Kleinsiedlerbewegung 

anerkannt. Erst die Vorstellung am 8. 11. 1935 im zwischenzeitlich gegründeten Reichs- und 

Preußischen Arbeitsministerium - Ressort für Kleinsiedlungs- und Kleingartenwesen - führte 

zu dem großen Erfolg, dass der Reichs- und Preußische Arbeitsminister den Deutschen Sied-

lerbund e.V. als einzige Organisation der deutschen Kleinsiedler anerkannte und ihn mit der 

Betreuung und Wirtschaftsberatung der Kleinsiedler beauftragte.  

Während der Wirren des 2. Weltkrieges konnte jedoch dieses Bestreben nicht verfolgt wer-

den. Aber nach dem Krieg hat sich bestätigt, dass die Kleinsiedlung ihr Ziel nicht erreichen 

kann, wenn nicht die Siedler in einer Selbsthilfe- und Selbstverwaltungsorganisation zu-

sammengeschlossen sind und durch sie beraten und betreut werden. 

Anforderungen der Familienpolitik haben die Wohnungspolitik nach 1945 von Anfang an 

wesentlich mitbestimmt. Bereits 1952 hat der damalige wohnungswirtschaftliche Beirat 

den Begriff der „familiengerechten Wohnung” definiert. Sicher hat es viele Jahre nach 

Gründung der Bundesrepublik hier und da Meinungsverschiedenheiten darüber gegeben, 

was Siedlungsarchitektur eigentlich bewirken sollte und wie geeignete, siedlungspolitische 

Gesamtkonzepte gerade in Verdichtungsregionen aussehen sollten. Fragt man sich aber, in 

welcher Wohnform Forderungen der Familienpolitik am besten zu verwirklichen sind, ist die 

klare Antwort: im eigenen Heim mit Garten. An der Priorität des Eigenheims hat sich all die 

Jahre nichts geändert. Es ist am besten dazu geeignet, die individuellen Bedürfnisse der 

Familie zu erfüllen und ungestörte Entfaltungsmöglichkeiten zu bieten. 

In der heutigen Zeit rückt die private Altersvorsorge zunehmend ins Blickfeld. Welche Form 

der finanziellen Vorsorge die individuell Beste ist, muss jeder Mensch für sich selbst ent-

scheiden. Einen „Königsweg” gibt es hier nicht. Aber es bleibt festzuhalten, dass das Wohn-
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eigentum bei der Zukunftssicherung zunehmend an Bedeutung gewinnt. Dieses Thema 

spricht inzwischen alle Altersgruppen an. Die eigenen vier Wände erweisen sich als optima-

le Anlageform und zugleich als wichtiger Vorsorgebaustein in Zeiten wachsender Zukunfts-

sorgen. Schuldenfreies Wohneigentum schafft Freiräume und Sicherheit. 

Der Verband Wohneigentum tritt für die Förderung und den Erhalt des selbstgenutzten 

Wohneigentums ein. Auf allen politischen Ebenen setzt er sich dafür ein, dass Familien den 

Traum vom eigenen Heim verwirklichen können. 

Gleichzeitig berät der Verband Wohneigentum im Sinne des Verbraucherschutzes neutral 

und unabhängig sowohl Bauherren, Wohneigentümer und auch am Immobilienkauf Inte-

ressierte. Es werden nahezu alle Bereiche rund um Haus und Grundstück in die Informa-

tions- und Beratungstätigkeit einbezogen: Fragen zu den Themen Recht, Steuern und Ge-

bühren ebenso wie zu Bau, Energieeffizienz und Gartengestaltung.  

Dem Verband Wohneigentum gehören 16 Landesverbände an. Dadurch kann die Arbeit 

noch besser auf das jeweilige Bundesland und die dortige Gesetzgebung abgestimmt wer-

den. Die Informations- und Beratungstätigkeiten sowie die Service-Leistungen für Mitglie-

der und Gemeinschaften werden direkt durch die Landesverbände angeboten.  

Bundesweit vertritt der Verband Wohneigentum die Interessen der selbstnutzenden 

Wohneigentümer mit dem politischen Gewicht seiner mehr als 360.000 Mitglieder.  

Verband Wohneigentum e.V. 

Oberer Lindweg 2 

53129 Bonn 

Verband Wohneigentum e.V.  Bundesverband 

2.2 Organisatorische Struktur des Bundesverbands 

Der Verband Wohneigentum e.V. ist in 16 Landesverbände untergliedert (identisch mit den 

Bundesländern). Der bayerische Verband Wohneigentum setzt sich aus sieben Bezirksver-

bänden zusammen (Oberbayern, Mittelfranken, Oberfranken, Unterfranken, Schwaben, 

Oberpfalz-Niederbayern und Niederbayern). 

In der Regel sind alle Landesverbände bzw. Bezirke oder Regionalverbände weiter unter-

gliedert in Kreisverbände/-gruppen, die sich aus vielen Gemeinschaften zusammensetzen.  

http://www.verband-wohneigentum.de/bv/
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2.3 Organisatorische Struktur des Verband Wohneigentum NRW e.V.  

Der Verband Wohneigentum Nordrhein-Westfalen e.V. hat mehr als 137.000 Mitglieder. 

Die Mehrzahl davon wird von einer der rund 1.700 ehrenamtlich geführten Gemeinschaften 

betreut. Jede Gemeinschaft ist einem der 62 Kreisverbände zugeordnet. Die Kreisverbände 

sind erster Ansprechpartner der Gemeinschaftsvorstände.  

Daneben gibt es fast 7.000 Mitglieder, die keiner Gemeinschaft zugeordnet werden konn-

ten und so direkt vom Landesverband betreut werden. 
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3 Aufgaben und Ziele des Verband Wohneigentum NRW e.V. 

3.1 Wer sind wir? 

Der Verband Wohneigentum ist die Interessensvertretung (der Zusammenschluss) von pri-

vaten Haus- und Wohneigentümern. Wir sind ein gemeinnütziger, politisch- und konfessi-

onsunabhängiger Verein.  

Wir fühlen uns verantwortlich für die Förderung und den Erhalt des selbstgenutzten Wohn-

eigentums.  

Wir treten für umweltverträgliches und menschenwürdiges Bauen und Wohnen ein – auch 

und gerade bis ins hohe Alter. Die Wünsche und Bedürfnisse der Mitglieder sind der Maß-

stab unseres Handelns; ganz im Sinne von: 

 

3.2 Was wollen wir? 

Unsere Ziele:  

Unabhängige, kompetente Beratung für alle Bereiche rund um Haus, Wohnung und Garten. 

Hilfe zur Selbsthilfe und die Aufklärung über ökologische Zusammenhänge im Wohnumfeld 

und Garten. 

Wahrung der politischen und gesellschaftlichen Interessen der privaten Haus- und Wohnei-

gentümer. 

Förderung des umweltverträglichen und altengerechten Bauens und Wohnens. 

3.3 Was leisten wir? 

Wir betreiben kompetent und unabhängig Verbraucherberatung und Verbraucherschutz 

rund um Haus, Wohnung und Garten.  

Wir vertreten die Interessen unserer Mitglieder gegenüber Kommunen, Land und Bund.  

Wir treten öffentlich für die Förderung und den Erhalt des selbstgenutzten Wohneigentums 

ein.  

Wir fördern durch Ausbildung und Beratung das umweltverträgliche Handeln und Gärtnern.  

Wir erbringen unsere Leistungen konfessionsunabhängig, politisch neutral und arbeiten 

gemeinnützig. Wir verfolgen keinerlei wirtschaftliche Interessen.  
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3.4 Mitgliedsbeitrag 

Bis zum 31.12.2014 beträgt der Jahresbeitrag 27,- Euro pro Objekt. Falls jemand unserem 

Verband über eine Gemeinschaft vor Ort beigetreten ist, kann der Beitrag davon abwei-

chen. In der Regel ist der Beitrag in einer Gemeinschaft geringer. Der Durchschnittsbeitrag 

in Nordrhein-Westfalen beträgt pro Jahr ca. 25,- €. Bei sehr aktiven Gemeinschaften, bei 

denen Sie in den Genuss weiterer Vorteile kommen, kann der Jahresbeitrag auch höher 

sein.  

Am 05.04.2014 hat die Landesversammlung aufgrund der Empfehlung des Gesamtvor-

stands vom 22.02.2014 eine Erhöhung der Mitgliederbeiträge um 5,00 Euro/Jahr für jedes 

Mitglied in einer Gemeinschaft beschlossen. Diese Erhöhung wird in drei Schritten umge-

setzt: 

2015: um 2,00 Euro auf 17,00 Euro/Jahr 

2016: um 2,00 Euro auf 19,00 Euro/Jahr 

2017: um 1,00 Euro auf 20,00 Euro/Jahr 

(zuzüglich des von der Gemeinschaft beschlossenen eigenen Beitrags). 

Die Landesversammlung hat darüber hinaus beschlossen, den Mitgliederbeitrag für Einzel-

mitglieder (bzw. Mitglieder in Sammelgemeinschaften) ebenfalls in drei Stufen, jedoch we-

gen des höheren Verwaltungsaufwands, um 6,00 Euro/Jahr zu erhöhen. 

Somit beträgt der Mitgliederbeitrag für Einzelmitglieder (Mitglieder in Sammelgemeinschaf-

ten) dann: 

2015: 30,00 Euro/Jahr 

2016: 32,00 Euro/Jahr 

2017: 33,00 Euro/Jahr 

Vorteile der Mitgliedschaft in einer Gemeinschaft 

Die Betreuung der Mitglieder vor Ort erfolgt ausschließlich durch die Gemeinschaften. Dazu 

zählt die Aufnahme in den Verband, der Beitragseinzug, Verteilung der Mitgliederzeit-

schrift, örtliche Veranstaltungen (z.B. Mitgliederversammlungen u. Informationsveranstal-

tungen) usw. Alle Leistungen, die Sie auf unserer Website vorfinden, sind dabei immer ein-

geschlossen.  

Viele Gemeinschaften bieten Zusatzleistungen an, wie z.B. Verleih von Gartengeräten, 

handeln Rabatte bei örtlich ansässigen Handwerkern oder Einzelhändlern aus, organisieren 

Straßenfeste oder gemeinsame Ausflüge u.v.m. Das stärkt das Miteinander in der Nachbar-

schaft, was sich in der Regel sehr positiv auf das Wohnklima auswirkt und beugt Nachbar-

schaftsstreitigkeiten vor.  

Ein Anmeldeformular finden Sie auf unserer Homepage. 

https://www.verband-wohneigentum.nrw/formreg.aspx?nid=12473&cid=1063&id=1250
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4 Leistungen für Mitglieder 

4.1 Im Beitrag enthaltene Leistungen 

Die Mitgliedschaft beinhaltet wertvolle Leistungen: 

Mitglieder des Verband Wohneigentum Nordrhein-Westfalen e.V. profitieren von umfang-

reichen Service-Leistungen.  

Die folgenden Leistungen sind im Mitgliedsbeitrag für das gemeldete Objekt enthalten: 

 wirksame Interessenvertretung 
 wichtige Haftpflicht- und Rechtsschutzversicherungen inklusive  
 kostenlose Beratung zu Neu- und Umbauten 
 kostenlose Beratung zum Energiesparen 
 kostenlose Grundberatung in Steuerfragen 
 kostenlose Rechtsberatung zu Haus und Garten 
 umfassende Beratung und Hilfe rund um den Garten 

Außerdem erhalten Mitglieder bei unseren Vertragspartnern Sonderkonditionen. 

 Haftpflichtversicherungen 4.1.1

Diese Versicherungen sind im Mitgliedsbeitrag enthalten: 

 Grundstücks- und Gebäudehaftpflichtversicherung 
 Bauherrenhaftpflichtversicherung 
 Kleintierhaltungshaftpflicht  
 Rechtsschutzversicherung für Haus- und Grundbesitz 

Schadenbeispiele 

Haftpflicht-Versicherungsschutz 

Es hat geschneit und noch bevor man dazu kommt zu streuen, rutscht der Briefträger aus, 

fällt unglücklich und bricht sich ein Bein. Die Krankenkasse wird sich die Behandlungskosten 

vom Hauseigentümer zurückholen wollen.  

Auch wer in Eigenregie baut oder umbaut, muss an mögliche Gefahren denken. Als Bauherr 

haftet man beispielsweise, wenn sich ein Kind auf einer nicht umzäunten Baustelle verletzt 

– ein Schild „Betreten verboten“ genügt nicht. 

Die im Mitgliedsbeitrag enthaltenen Haftpflichtversicherungen leisten bei Personen- und 

Sachschäden bis zu 3.000.000 Euro und bei Vermögensschäden bis zu 250.000 Euro.  

Die vom Mitglied zu tragende Selbstbeteiligung bei den Haftpflichtversicherungen beträgt 

250 € je Schadenfall.  

Merkblatt zur Haftpflichtversicherung für Haus- und Grundbesitz  

http://www.verband-wohneigentum.nrw/download.htm?id=2354&lg=de
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Schadensmeldung für die Haftpflichtversicherung 

Schadensmeldung-Vorblatt für die Haftpflichtversicherung 

 Rechtsberatung und Rechtsschutz 4.1.2

Damit guter Rat nicht teuer wird 

Die kostenfreie Rechtsberatung für Mitglieder umfasst die Erstberatung bei rechtlichen Fra-

gen rund um Haus und Garten. 

Manchmal gibt es Dinge, die den nachbarschaftlichen Frieden stören und die man klären 

muss. Ist zum Beispiel die Hecke nebenan zu hoch und wirft lange Schatten in meinen Gar-

ten? Nicht immer lassen sich solche Streitigkeiten zwischen Nachbarn im Gespräch ausräu-

men.  

Das gilt auch für die Auseinandersetzungen mit der Kommune, wenn beispielsweise die Hö-

he von Anlieger- und Erschließungsabgaben, von Gebühren für Abwasser und Straßenreini-

gung, usw. strittig sind. Dann ist anwaltliche Hilfe gefragt, denn es reicht nicht aus, Recht zu 

haben – man muss es auch bekommen.  

Guter Rat ist aber oft teuer: Eine juristische Beratung schlägt schnell mit einem dreistelligen 

Betrag zu Buche. Mitglieder des Verband Wohneigentum Nordrhein-Westfalen e.V. sind 

hier im Vorteil, denn sie können bei unseren Vertragsanwälten die für sie kostenlose 

Rechtsberatung rund um Eigenheim und Garten in Anspruch nehmen.  

Die kostenlose Rechtsberatung wird nur von unseren Vertragsanwälten und dem Juris-

ten/Rechtsberater in unserer Geschäftsstelle durchgeführt. 

So kann man die Rechtsberatung in Anspruch nehmen: 

Rechtsberatung in der Geschäftsstelle in Dortmund  

nach Terminabsprache telefonisch unter der Rufnummer 0231/94 11 38 0. 

Weitere Informationen finden Sie unter 

http://www.verband-wohneigentum.nrw/leistungen-mitgliedschaft/rechtsberatung-und-
rechtsschutz/ 

Rechtsberatung bei einem unserer Vertragspartner  
telefonisch und/oder persönlich in der Kanzlei 

Unsere Vertragskanzleien finden Sie unter 

http://www.verband-wohneigentum.nrw/mitglieder-beratung/rechtsberatung/ 

Wichtig!  
Bei der Terminvereinbarung sowie zu Beginn der Beratung ist auf die Mitgliedschaft im 

Verband Wohneigentum Nordrhein-Westfalen e.V. hinzuweisen, und dass man die kosten-

freie Beratung in Anspruch nehmen möchten. 

Übrigens: Unsere Vertragsanwälte gewähren unseren Mitgliedern auf bestimmte kosten-

pflichtige Leistungen Sonderkonditionen. 

http://www.verband-wohneigentum.nrw/download.htm?id=4443&lg=de
http://www.verband-wohneigentum.nrw/download.htm?id=4442&lg=de
http://www.verband-wohneigentum.nrw/leistungen-mitgliedschaft/rechtsberatung-und-rechtsschutz/
http://www.verband-wohneigentum.nrw/leistungen-mitgliedschaft/rechtsberatung-und-rechtsschutz/
http://www.verband-wohneigentum.nrw/mitglieder-beratung/rechtsberatung/
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Güteberatung bei unseren Vertragsanwälten 

Bitte beachten Sie, dass bei allen Nachbarschaftsstreitigkeiten die Vereinbarung mit der 

Rechtsschutzversicherung für unsere Mitglieder folgendes verbindlich vorsieht:  

Vor Antragstellung auf Deckungsschutz muss eine Güteberatung bei einem der Vertragsan-

wälte des Verband Wohneigentum Nordrhein-Westfalen e.V. stattfinden.  

Fehlt diese Bescheinigung der Güteberatung, wird seitens der Rechtsschutzversicherung 

kein Deckungsschutz erteilt.  

Bei dieser zwingend erforderlichen Güteberatung werden unsere Vertragsanwälte versu-

chen, die Parteien zu einer außergerichtlichen Lösung des Problems zu bewegen. 

Rechtsschutz 

Darüber hinaus ist im Mitgliedsbeitrag eine Rechtsschutzversicherung für Haus- und Grund-

besitz enthalten (in den meisten privaten Versicherungen ist dieser Bereich ausgeschlos-

sen). So können unsere Mitglieder im Zweifelsfall mithilfe unserer Vertragskanzleien Ihr gu-

tes Recht auch durchsetzen.  

Beim Rechtsschutz beträgt die Versicherungssumme 500.000 Euro pro Streitfall bei einer 

Selbstbeteiligung von 150 Euro. Bei Nachbarschaftsstreitigkeiten erhöht sich der Selbstbe-

halt auf 300 Euro.  

Für Neumitglieder besteht in der Rechtsschutzversicherung eine Wartezeit von drei Mona-

ten – beginnend mit der Mitgliedschaft beim Verband.  

Es gelten die Bedingungen aus dem Rahmenvertrag. 

Was ist versichert? Was ist nicht versichert? Und was ist im Schadenfall zu tun? 

Antworten auf diese Fragen finden Sie im 

http://www.verband-wohneigentum.nrw/mitglieder-versicherungen/rechtsschutz/ 

 Steuerberatung - Sparen Sie bares Geld 4.1.3

Der Umgang mit dem Finanzamt fällt meist unter die lästigen Pflichten. Schließlich ist das 

Thema Steuern für Sie als Eigentümer um einiges komplizierter als für Otto Normalverbrau-

cher, der zur Miete wohnt. Dennoch lohnt es sich, bei der Steuererklärung die legalen Mög-

lichkeiten auszuschöpfen, um Geld vom Finanzamt zurückzubekommen. Man muss nur wis-

sen wie. 

Drei Beispiele:  

Handwerkerkosten: Egal, ob Sie das Dach decken, Gasleitungen legen oder den Swimming-

pool fliesen lassen – wenn Sie die Dienste eines Handwerkers in Anspruch nehmen, können 

Sie diese Ausgaben in Höhe von bis zu 1.200 Euro von der Steuer absetzen. Aber aufge-

passt: Nur Arbeitskosten zählen – Materialkosten müssen Sie alleine tragen.  

Haushaltsnahe Dienstleistungen: Wenn Sie sich vom Profi den Rasen mähen lassen, einen 

Gärtner zum Schnitt von Bäumen und Sträuchern engagieren oder eine Putzfrau beschäfti-

http://www.verband-wohneigentum.nrw/mitglieder-versicherungen/rechtsschutz/


Verband Wohneigentum Nordrhein-Westfalen e.V. 

13 

gen, können Sie den Fiskus an den Ausgaben beteiligen. Für die sogenannten haushaltsna-

hen Dienstleistungen erstattet das Finanzamt pro Jahr bis zu 4.000 Euro.  

Renovierungskosten: Wer zum Beispiel sein Haus ganz oder teilweise vermietet (Einlieger-

wohnung), hat weitere Möglichkeiten, Steuern zu sparen: Kosten für Renovierung und Mo-

dernisierung des Gebäudes, Grundsteuer, Müllabfuhr, Hausversicherung etc. können von 

den Mieteinnahmen abgezogen bzw. als Werbungskosten verrechnet werden.  

Doch wie immer steckt der Teufel im Detail. In Steuerfragen rund um das Haus- und Wohn-

eigentum können sich daher unsere Mitglieder kompetent und kostenfrei beraten lassen. 

Die Tipps unserer Vertragssteuerberater sind ein Service, der sich für Sie in barer Münze 

auszahlt.  

Unsere Steuerberater helfen Ihnen gerne weiter. Verschenken Sie kein Geld und nutzen Sie 

die legalen Möglichkeiten, Steuern zu sparen. Ob es um Sparmöglichkeiten bei der Ein-

kommenssteuer, Erbschaftssteuer oder sonstige Fragen rund um Ihr Wohneigentum geht. 

Die Fachkompetenz unserer Steuerberater hilft Ihnen, Geld zu sparen. 

So können Sie die Steuerberatung in Anspruch nehmen: 

Steuerberater Czeczka, Heimann & Partner 

Lissaboner Allee 8, 44269 Dortmund (Stadtkrone Ost) 

Die Kontaktdaten finden Sie hier 

http://www.verband-wohneigentum.nrw/mitglieder-beratung/steuerberatung/ 

 Kostenfreie Bau- und Energieberatung 4.1.4

Sie möchten ein Haus bauen, umgestalten oder modernisieren? 

Holen Sie sich im Vorfeld einen unabhängigen Rat. Dieser kann Ihnen eine Menge Stress 

und Geld ersparen. 

Die kostenlose Bauberatung für unsere Mitglieder umfasst u.a. nachstehende Informatio-

nen und Förderungsmöglichkeiten: 

 Planung und Durchführung 

 Energieeinsparung ENEV 

 Möglichkeiten zur Finanzierung/Förderung von Baumaßnahmen 

 Wohnen im Alter 

 Abwasserbehandlung 

 Niederschlagswasser 

 Bauen an der Grundstücksgrenze 

So können Sie die Bauberatung in Anspruch nehmen: 

Bauberatung in der Geschäftsstelle in Dortmund (telefonisch und persönlich) 

Aktuelle Sprechzeiten und Kontaktdaten: 

http://www.verband-wohneigentum.nrw/mitglieder-beratung/steuerberatung/
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http://www.verband-wohneigentum.nrw/mitglieder-beratung/bauberatung-

energieberatung/ 

Bauberatung bei einem unserer Bauberater (telefonisch und/oder persönlich) 

Die aktuelle Liste unserer Bauberater finden Sie unter 

http://www.verband-wohneigentum.nrw/mitglieder-beratung/bauberatung-

energieberatung/bauberater-energieberater.htm 

 Kostenfreie Gartenberatung für Mitglieder 4.1.5

Sie brauchen keinen „grünen Daumen“! 

Richtiges und erfolgreiches Gärtnern erfordert grundlegendes Wissen um bedeutende Zu-

sammenhänge in Natur und Umwelt. Unsere Fachberater verfügen über dieses fundierte 

Wissen und geben es gerne an unsere Mitglieder weiter. 

 Gartenberatung per Telefon 

Montag bis Donnerstag von 10.00 - 16.00 Uhr; Freitag 09.00 - 13.00 Uhr 

unter den Rufnummern 0231/ 94 11 38 40 oder 94 11 38 41 

 Gartenberatung per E-Mail 

Damit Ihre Gartenprobleme zügig gelöst werden können, geben Sie bitte unbedingt ei-

ne Rufnummer an, unter der Sie für eventuelle Rückfragen erreichbar sind.  

 Seminare und Vorträge 

zu gartenfachlichen und Umwelt-Themen in den Gemeinschaften und Kreisverbänden  

 Gartenbegehung 

durch die Gärten einer Gemeinschaft mit nützlichen Tipps zu Gartenproblemen  

 Gehölzschnitt 

fachgerechter Schnitt der Nutz- und Ziergehölze in Theorie und Praxis  

 Gartenlehrgang  

umfassende, gartenfachliche Ausbildung für jeden Gartenbesitzer  

 Web-Portal 

mit vielen Tipps & Tricks rund um den Garten 

www.gartenberatung.de  

Alle Ausbildungsveranstaltungen (Seminare, Vorträge, Gartenbegehungen usw.) wer-

den in den Gemeinschaften und Kreisverbänden für unsere Mitglieder kostenlos 

durchgeführt. Die Mitglieder können in ihren Gemeinschaften die Durchführung von 

gartenfachlichen Schulungsveranstaltungen anregen. Interessierte Einzelmitglieder 

wenden sich direkt an die Gartenberatung. 

Weitere Mitglieder-Vorteile aus der Gartenberatung 

 Gartencheck- und Gartenplanung 

Durch dieses Angebot können Mitglieder ihren Garten kostengünstig durch einen ge-

prüften Fachbetrieb durchchecken, planen und ggf. gestalten zu lassen. 

http://www.verband-wohneigentum.nrw/mitglieder-beratung/bauberatung-energieberatung/
http://www.verband-wohneigentum.nrw/mitglieder-beratung/bauberatung-energieberatung/
http://www.verband-wohneigentum.nrw/mitglieder-beratung/bauberatung-energieberatung/bauberater-energieberater.htm
http://www.verband-wohneigentum.nrw/mitglieder-beratung/bauberatung-energieberatung/bauberater-energieberater.htm
http://www.gartenberatung.de/


Verband Wohneigentum Nordrhein-Westfalen e.V. 

15 

 Bodenanalysen 
Untersuchung des Bodens und Düngeempfehlung 

 Sägen und Scheren 

Qualitativ hochwertiges Werkzeug zum Selbstkostenpreis. 

Kostenfreie Gartenberatung für Gemeinschaften und Kreisverbände 

Die Vorstände der Untergliederungen können die Durchführung von gartenfachlichen Schu-

lungsveranstaltungen in ihren Gemeinschaften oder im Kreisverband direkt bei der Garten-

beratung anfordern. 

 Vorträge 

Fachvorträge zu gartenfachlichen Themen lassen sich sowohl als Vorspann zu einer 

Jahreshauptversammlung, als auch als separate Veranstaltung nutzen und ausgestal-

ten. Um die Vorträge auf die Dauer und Anforderungen einer Veranstaltung anpassen 

und erstellen zu können, wird ein Mindestvorlauf von ca. 8 Wochen benötigt. 

 Seminare 

Gartenseminare werden als reine Vortragsveranstaltungen oder als Kombination aus 

Vorträgen und Praxisveranstaltungen (Gartenbegehung, Gehölzschnitt usw.) in Tages-

form angeboten. Diese können auch unter ein übergeordnetes Thema (Staudentag, 

Naturnahes Gärtnern o.ä.) gestellt werden. Je nach Umfang und Art der Themen sollte 

hier bei der Planung ein Vorlauf von ca. einem halben Jahr bedacht werden.  

 Gartenbegehung  

Die Gartenbegehungen sind vielseitige, praxisnahe Schulungsveranstaltungen. Dabei 

gehen die Teilnehmer gemeinsam durch die Gärten einer Gemeinschaft und erfahren 

vor Ort direkt am Objekt die gartenfachlichen Hinweise. Je nach Jahreszeit kann dabei 

auf verschiedene Schwerpunkte (Pflanzenschutz, Gartengestaltung, Gehölzschnitt 

usw.) eingegangen werden. 

 Gehölzschnitt 

Der fachgerechte Obst- und Ziergehölzschnitt kann als reine Praxisveranstaltung oder 

als Veranstaltung in Theorie und Praxis angeboten werden. Wobei letztere als Tages-

seminar oder als zwei zeitlich voneinander getrennte Schulungen durchgeführt werden 

können. Da die Zeit des Gehölzschnitts jahreszeitlich eng begrenzt ist, sollte hier lang-

fristig vorgeplant werden.  

 Gartenlehrgänge  

Gartenlehrgänge finden in der Regel auf Kreisverbandsebene statt. und umfassen ca. 

12 bis 15 Veranstaltungen mit je 2 Stunden pro Monat. Mindestteilnehmerzahl: 25 

Personen. Ziel der Gartenlehrgänge ist es, den Teilnehmern umfassendes gartenfachli-

ches Wissen zu vermitteln und „Hilfe zur Selbsthilfe“ zu geben. 
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Kontakt:  

Philippe Dahlmann Tel.: 0231/ 94 11 38 - 41 philippe.dahlmann@vwnrw.de 

Johannes Treiling Tel.: 0231/ 94 11 38 - 40 johannes.treiling@vwnrw.de 

 Mitgliederzeitschrift "Familienheim u. Garten" (FuG) 4.1.6

Die monatlich erscheinende Mitgliederzeitschrift "Familienheim und Garten"(FuG) infor-
miert über:  

 aktuelle wohnungs- und siedlungspolitische Anliegen  
 Haus- und Grundbesitz betreffende Rechts- und Steuerprobleme  
 Verbraucherschutz  
 Gartenberatung  
 Heim und Hobby  
 Reisen 

 

Familienheim und Garten - Reisen 

Familienheim und Garten 

4.2 Weitere Leistungen des Landesverbandes 

 Energieberatung bei Ihnen zu Hause 4.2.1

Die Energieberatung für unsere Mitglieder nimmt immer größeren Umfang an. Sie soll pri-

vate Haushalte zur Energieeinsparung – insbesondere durch die Sanierung von Wohnge-

bäuden – ermuntern. So können unsere Mitglieder ihre individuellen Energiekosten senken 

und zur Emissionsminderung klimaschädlicher Treibhausgase beitragen. 

Nutzen Sie ein gemeinsames Angebot von Verbraucherzentrale NRW und Verband Wohnei-

gentum Nordrhein-Westfalen e.V. 

Erfahrene Energieberater kommen zu Ihnen nach Hause und beraten Sie in Ihren eigenen 

vier Wänden. 

 unabhängig 

 kompetent 

 individuell 

 preiswert 

 

Nach einem gemeinsamen Rundgang durch Ihr Haus wissen Sie, was Sie tun können. 

mailto:philippe.dahlmann@vwnrw.de
mailto:johannes.treiling@vwnrw.de
http://www.fug-reisen.de/
http://www.verband-wohneigentum.nrw/redirect.htm?lnkid=1527
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90-minütige Beratung für nur 40 Euro 

Die Dauer der persönlichen Energieberatung vor Ort beträgt max. 90 Minuten. Dieser Bera-

tungsservice inklusive Anfahrt und übersichtlichem Informationsmaterial erhalten Mitglie-

der des Verband Wohneigentum Nordrhein-Westfalen e.V. zu einem Sonderpreis von 40 €. 

Die Rabattierung kann nur gewährt werden, wenn bei der Anmeldung auf die Mitglied-

schaft hingewiesen und beim Beratungsgespräch der eigene Mitgliedsausweis vorgelegt 

wird. 

Vereinbaren Sie Ihren Beratungstermin unter dem Stichwort 

„Mitglied Verband Wohneigentum“. 

Sie erreichen die Terminhotline unter 0180 1 11 5 999. 

(3,9 Cent/Minute aus dem deutschen Festnetz, Mobilfunk max. 42 Cent/Minute) 

Aktuelle Informationen haben wir für Sie hier zusammengefasst: 

http://www.verband-wohneigentum.nrw/mitglieder-beratung/energieberatung-vor-ort/ 

 Immobilienbewertung 4.2.2

Sie wollen wissen, was Ihr Haus wert ist? 

Auf Basis anerkannter Verfahren ermitteln wir für Sie den Marktwert Ihrer Immobilie. Dabei 

berücksichtigen wir eine Vielzahl von Kennzahlen, die den tatsächlichen Marktwert be-

schreiben. Dazu zählen u.a.: 

 amtliche Daten, wie Bodenrichtwerte und Liegenschaftskarten der Städte und Ge-

meinden, 

 Regionalfaktorwerte von Gutachterausschüssen der Bundesländer, 

 Baukostenindex des Statistischen Bundesamtes, 

 Lagewertindikatoren auf Basis umfangreicher statistischer Marktdaten u.v.m. 

Die Ermittlung des Marktwertes dient der Einschätzung des voraussichtlich für eine Immo-

bilie zu erzielenden Marktpreises. Die Immobilienbewertung ist kein Gutachten, sondern 

eine reine Marktwert-Ermittlung! 

Weitere Infos unter  

http://www.verband-wohneigentum.nrw/mitglieder-bestellungen/immobilienwert-

ermittlung/ 

 

Füllen Sie das Bestellformular aus, legen Objektfotos bei und senden uns alles zu. Die Bear-

beitung dauert ca. 14 Tage. 

Beachten Sie bitte folgendes: 

 Eine Vorort-Besichtigung ist bei diesem Wertermittlung-Verfahren nicht erforderlich 

und wird daher nicht durchgeführt. 

http://www.verband-wohneigentum.nrw/mitglieder-beratung/energieberatung-vor-ort/
http://www.verband-wohneigentum.nrw/mitglieder-bestellungen/immobilienwert-ermittlung/
http://www.verband-wohneigentum.nrw/mitglieder-bestellungen/immobilienwert-ermittlung/
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 Erstellen Sie Fotos von allen objektrelevanten Elementen, dazu zählen: Gesamtan-

sicht des Hauses, Gesamtansicht des Gartens, wertsteigernde Objektmerkmale wie 

Solaranlagen, Wintergärten, Gartenhäuser usw. 

 Computerausdrucke der Fotos sind völlig ausreichend. Bitte keine Datenträger beile-

gen! 

 Mieter Bonitätsprüfung – Schutz vor Mietausfällen 4.2.3

Viele von Ihnen kennen diese Situation: Die Wohnungsbesichtigung ist abgeschlossen, ein 

potentieller Mietinteressent hat sich für die Wohnung entschlossen. Nach Durchsicht der 

Mieter-Selbstauskunft scheint alles in Ordnung zu sein. Es passt alles gut zusammen, man 

versteht sich und möchte den Mietvertrag so schnell wie möglich unterschrieben haben. 

Doch nachdem Sie neulich bei Ihrem vorherigen Mieter eine Mahnung schreiben mussten, 

wollen Sie auf Nummer sicher gehen. 

Dabei ist ein Mietverzug nur ein kleineres Übel. Das Schlimmste, was einem Vermieter pas-

sieren kann, sind Mietnomaden. Sie zahlen überhaupt keine Miete, ruinieren aber die 

Wohnung. 

Wenn dann eine Immobilie als Altersvorsorge dienen soll, ist diese Planung unter Umstän-

den gefährdet. Möglicherweise geraten Sie selbst in die Verschuldung und müssen 

schlimmstenfalls Insolvenz anmelden. 

Abhilfe und zusätzliche (Bonitäts-)Informationen über einen potenziellen Mieter im Vorfeld 

eines Mietverhältnisses bietet Ihnen ab sofort der Verband Wohneigentum Nordrhein-

Westfalen e.V. an. Durch ihn ist der Abruf einer aktuellen Consumer Bonitätsauskunft über 

Creditreform möglich. 

Die Creditreform Consumer Auskunft liefert Ihnen zur Bewertung der Bonität eines Mietin-

teressenten oder eines Mieters unter anderem folgende Informationen: 

 Es erfolgt die Gesamteinschätzung der Bonität mit Hilfe einer Risikoklasse zwischen 1 

(sehr gut) bis 6 (ungenügend). 

 Eine Zusammenfassung der Zahlungsinformationen zeigt Ihnen, ob und wenn ja wel-

che Zahlungserfahrungen (Inkasso oder Gericht) zu der Person bekannt sind. 

Eine aktuelle Creditreform Consumer Auskunft kann also helfen, einen Überblick über die 

aktuelle Bonität Ihres Mietinteressenten zu erhalten. So liefert sie wertvolle Zusatzinforma-

tionen für Ihre Entscheidung für oder gegen einen neuen Mieter. 

 Vermieterrechtsschutz 4.2.4

Mit einem Immobilien-Rechtsschutz für Vermieter sind Sie als Vermieter auf der sicheren 

Seite. Mit der D.A.S., unserem Partner in Sachen Rechtsschutz, haben wir einen Versiche-

rungsbaustein entwickelt, den es so umfassend und so günstig nur selten gibt.Die D.A.S. er-

stattet Ihnen nicht nur Kosten, sondern begleitet Sie im Verlauf Ihres ganzen Mietverhält-

nisses. Sie sind als Vermieter rundum abgesichert und erhalten wichtige und umfassende 

Leistungen – sogar vorsorglich und schnell am Telefon. 

Als Vermieter werden Sie mit vielen rechtlichen Fragen und komplizierten Situationen kon-

frontiert: Wie finde ich den „richtigen Mieter“? Wo kann ich unbürokratisch eine rechtliche 
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Auskunft bekommen? Was kann ich tun, wenn der Mieter die Miete nicht bezahlt? Wie fin-

de ich einen guten Anwalt, der mich kompetent vertritt? Mit dem Immobilien-Rechtsschutz 

für Vermieter sind Sie als Vermieter auf der sicheren Seite.  

Weitere Infos unter 

http://www.verband-wohneigentum.nrw/mitgliedschaft-leistungen/vorteilsprogramm-

mitglieder/immobilien-rechtsschutz-vermieter.htm 

4.3 Vorteile bei Vertragspartnern 

Rabatte bei Vertragskanzleien 
 
Prämiennachlässe bei diversen Versicherungen: 

 
z.B. bei Gebäude-, Glas-, Hausrat-, und Privathaftpflicht, Kfz-Kasko-, Unfallversicherung 

 
bei Unfall-, Pflegerentenrisiko- und Sterbegeldversicherungen  

 
Privat-, Verkehrs-, Berufs- und Vermieterrechtschutzversicherung 

Baustoffe 

 
Sonderkonditionen 

Verbraucherschutz 

 
Ermäßigung bei Energieberatung  

 
Kursangebote zu Gebäudesanierung und regenerativen Energien.  

 
Beratung und Sonderkonditionen 

http://www.verband-wohneigentum.nrw/mitgliedschaft-leistungen/vorteilsprogramm-mitglieder/immobilien-rechtsschutz-vermieter.htm
http://www.verband-wohneigentum.nrw/mitgliedschaft-leistungen/vorteilsprogramm-mitglieder/immobilien-rechtsschutz-vermieter.htm
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Sonderkonditionen 

Die Übersicht über die aktuellen Kooperationspartner finden Sie unter 

http://www.verband-wohneigentum.nrw/mitglieder-vorteilsprogramm/ 

Viele Kreisverbände und Gemeinschaften haben für ihre Mitglieder mit örtlichen Handwer-

kern, Einzelhändlern und Baumärkten/Baustoffhändlern Vereinbarungen getroffen, so dass 

die Mitglieder des Verband Wohneigentum Nordrhein-Westfalen e.V. beim Einkauf oder 

der Beauftragung Sonderkonditionen erhalten. 

Manche Untergliederungen stellen ihre Kooperationsvereinbarungen im geschützten Be-

reich www.vwnrw.de ein. 

http://www.verband-wohneigentum.nrw/mitglieder-vorteilsprogramm/
http://www.vwnrw.de/
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5 Leistungen für Gemeinschaften und Kreisverbände 

5.1 Geschützter Bereich im Internet 

für Vorstandsmitglieder der Kreisverbände und Gemeinschaften  

Für die interne Kommunikation zwischen der Geschäftsstelle und den Gemeinschaften so-

wie Kreisverbänden haben wir unter www.vwnrw.de einen geschützten Internetbereich er-

stellt.  

Folgende Informationen werden dort angeboten: 

 Empfang des „Internen Newsletters“ (wichtig!) 

 verschiedene Dokumente zum Herunterladen, wie z.B. Briefbogenvorlage, Logo, Rund-

schreiben, Merkblätter, Ordnungen u.v.m. 

 Meldeformulare für Mitgliederbewegungen (bei Nutzung dieser Formulare verringern 

Sie entscheidend den Arbeitsaufwand in der Geschäftsstelle, da wir diese Daten direkt 

in unsere Datenbank übernehmen können) 

 Tagesaktuelle Daten Ihrer Gemeinschaft: Funktionäre, Mitgliedsdaten, Buchungssätze 

inkl. Kontostand. 

 Berechnungen über Mitgliederbewegungen als Pdf-Dokumente. So haben alle Vor-

standsmitglieder jederzeit einen Zugriff auf diese Dokumente, und Sie müssen diese 

selbst nicht aufbewahren. 

 Benachrichtigung über neue Mitgliederbewegungen - sobald Mitgliederbewegungen 

Ihrer Gemeinschaft von uns bearbeitet werden, erhalten die registrierten Funktionäre 

der betroffenen Gemeinschaft automatisch eine Benachrichtigung per E-Mail. 

Den Zugang zum geschützten Bereich können alle Vorstandsmitglieder (2. Vorsitzender, 

Kassierer, Beisitzer usw.) eines Kreisverbands oder Gemeinschaft z.B. per E-Mail 

(info@verband-wohneigentum.nrw) in der Geschäftsstelle anfordern. 

5.2 Newsletter  

für Wohneigentümer 

Unser Newsletter versorgt unsere Mitglieder mit Informationen zu allen wichtigen Themen 

rund um Haus und Garten. Neuerungen und Änderungen unseres Leistungsangebotes er-

fahren unsere Mitglieder auf diesem Weg direkt und schnell.  

Anmelden kann man sich unter www.verband-wohneigentum.nrw 

 

für Funktionäre 

Über unseren internen Newsletter werden unsere ehrenamtlichen Funktionäre zeitnah, 

kostengünstig und umfassend über alle wichtigen Neuerungen innerhalb des Verbands in-

formiert. 

Den internen Newsletter erhält jeder, der auch im „geschützten Bereich“ angemeldet ist. 

http://www.vwnrw.de/
mailto:info@verband-wohneigentum.nrw
http://www.verband-wohneigentum.nrw/newsletter/
http://www.verband-wohneigentum.nrw/newsletter/
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5.3 Mitgliederverwaltungsprogramm (DAVOweb) 

 

Software für Gemeinschaften und Vereine 

Das bereits unter den Gemeinschaften sehr weit verbreitete und beliebte Programm DAVO 
ist seit Oktober 2013 in einer neuen Version verfügbar. Das Programm wurde speziell für 
die Bedürfnisse der Gemeinschaften durch den Verband Wohneigentum Nordrhein-
Westfalen e.V. entwickelt und deckt das gesamte Spektrum an Vereinsaufgaben ab. An der 
Entwicklung der neuen Version waren mehrere Gemeinschaften aus dem gesamten Bun-
desgebiet beteiligt. Unabhängig davon wurden unzählige Erweiterungs- und Verbesse-
rungsvorschläge der Nutzer der Vorgängerversion in das Programm integriert. 

Das neue DAVO-Programm ist webbasiert und heißt auch so: DAVOweb.  

Die neue Version bietet viele Vorteile: 

 Es ist SEPA-fähig. 
 Beim Datenimport werden automatisch die Kontonummern und Bankleitzahlen in IBAN 

und BIC umgewandelt. 
 Alle (registrierten) Vorstandsmitglieder einer Gemeinschaft können gleichzeitig mit 

demselben Datenbestand arbeiten. 
 Den Nutzern können Lese- und Änderungsrechte bzw. nur Leserechte zugewiesen wer-

den. 
 Die Anzahl der Nutzer pro Gemeinschaft ist unbegrenzt. Es fallen hierfür keine zusätzli-

chen Kosten an. 
 Die Handhabung wurde vereinfacht. 
 Die Datensicherung durch die Nutzer entfällt und erfolgt täglich durch den Betreiber. 
 Updates werden durch den Betreiber installiert, so dass die Nutzer immer mit einer ak-

tuellen Version arbeiten. 

DAVOweb setzt sich aus mehreren Karteien zusammen, die ineinander greifen und sich er-

gänzen, um höchsten Komfort bei geringstem Arbeitsaufwand zu bieten. Diese Karteien 

stehen dem Anwender zur Verfügung: 

Weitere Informationen mit Bestellmöglichkeit erhalten Sie im Internet www.DAVOweb.de 

oder unter der Rufnummer: 0231/94 11 38 35 

Informationen zu DAVOweb-Seminaren finden im Kapitel Computer-Kurse. 

5.4 Erstellung einer eigenen Website 

Der Bundesverband hat ein Internet-Redaktionssystem angeschafft, damit alle Untergliede-

rungen des Verbands Wohneigentum e.V. einen einheitlichen Internetauftritt erstellen 

können. Die Handhabung des Redaktionssystems ist so einfach, dass nahezu jeder, der ein 

Textverarbeitungsprogramm bedienen kann, in der Lage ist, eine Internetpräsenz zu erstel-

len. Dieses System kann kostenlos von allen Kreisverbänden und Gemeinschaften genutzt 

werden. Zusätzlich kann jeder Kreisverband und jede Gemeinschaft eine kostenlose E-Mail-

Adresse beantragen.  

DAVOweb

http://www.davoweb.de/
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Das Anmeldeformular kann von unserer Website heruntergeladen werden. Den ausgefüll-

ten Antrag senden Sie an uns zurück.  

Die Bedienungsanleitung des Redaktionssystems kann im geschützten Bereich unter 

www.vwnrw.de eingesehen und heruntergeladen werden.  

Im geschützten Bereich www.vwnrw.de unter „Kostenloser Internetauftritt“ stehen mehre-

re fertige Seiten des Verbands Wohneigentum Nordrhein-Westfalen e.V., die durch die 

Gemeinschaften und Kreisverbände übernommen werden können.  

Schulungen zur Erstellung eines Internetauftritts finden Sie im Kapitel Seminare für Füh-

rungskräfte in Vereinen. 

5.5 Prospektmaterial 

Prospektmaterial kann bequem im geschützten Bereich unter www.vwnrw.de in der Rubrik 

„Bestellservice“ bestellt werden: 

So zum Beispiel: 

 Vorteile einer Mitgliedschaft 

 Imagebroschüre 

 Flyer Verband 

 Flyer Rechtsberatung 

 Flyer Sicher durch den Winter 

 Flyer Wohnkomfort für alle 

 Flyer Duft- und Aromapflanzen für den Garten 

 Flyer Der pflegeleichter Garten 

 Flyer Klimawandel – Auswirkungen auf den 

Hausgarten 

 Satzung 

 Geschichte des Verband Wohneigentum 

 Leitbild des Verband Wohneigentum NRW e.V. 

Sonstiges 

 Bestellformular Nützlinge 

 Anmeldeformular Redaktionssystem 

 und vieles mehr… 

http://www.verband-wohneigentum.nrw/download.htm?id=5892&lg=de
http://www.vwnrw.de/
http://www.vwnrw.de/
http://www.vwnrw.de/
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5.6 Werbematerial 

Beispiele für Briefpapier, Briefumschläge, Meldeformulare usw. 

Gemeinschaften und Kreisverbände haben die Möglichkeit im geschützten Bereich unter 

www.vwnrw.de in der Rubrik „Bestellservice“ unser Werbematerial bequem zu bestellen. 

Bei der Korrespondenz mit Mitgliedern und Institutionen wird dadurch nicht nur das Er-

scheinungsbild wesentlich verbessert, sondern auch die Seriosität des Verbandes verstärkt. 

Außerdem werden so besser Synergien genutzt, wenn sich zum Beispiel mehrere Gemein-

schaften und der Kreisverband wegen eines bestimmten Anliegens an die Stadtverwaltung 

wenden. Sie nutzen in solchen Fällen automatisch das Image und den Bekanntheitsgrad des 

Verbandes. 

Nutzen Sie zum Beispiel 

 Briefpapier 
Daten der Gemeinschaft werden in der Fußzeile des Briefpa-
piers aufgedruckt. Mit dem kostenfreien Briefpapier erlangen 
alle Untergliederungen das gleiche Erscheinungsbild, was die 
Öffentlichkeitsarbeit unseres Verbandes erheblich unterstützt. 
 
 

 Briefumschlag DIN Lang 
Umschläge DIN Lang mit Fenster mit unserem Verbandslogo 
bieten wir zum Selbstkostenpreis an. 
 

 
 

Briefumschlag C4 
Briefumschläge C4 mit Fenster mit unserem Verbandslogo 
bieten wir zum Selbstkostenpreis an. 
 

 
 

Aufnahmeantrag 
Formular mit Durchschlag für das Mitglied. Bitte nutzen Sie 
nur dieses Formular, da dieses die Seriosität des Verbandes 
stärkt und es können keine Daten vergessen werden, die für 
uns notwendig sind. 
 

 

Fahnen 
Die Fahnen gibt es in drei Ausführungen. Jede ist mit unserem 
Logo und der Welle bedruckt.  

http://www.vwnrw.de/
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T-Shirts 
Schwarze T-Shirts Farbe aus 100 % Baumwolle mit Druck vor-
ne und hinten. Erhältlich in den Größen S - XXXL. 

 

Polo-Shirts 
Weiße Polo-Shirts aus 100 % Baumwolle mit Stick-Logo vorne 
links. Erhältlich in den Größen S - XXXL. 

 

Taschen 
Die schwarzen Einkaufstaschen sind in zwei Größen verfügbar. 
Maße: 37 cm x 42 cm oder 37 cm x 42 cm x 12 cm. 

Alle verfügbare Artikel sowie weitere Details, Preise und die Bestellmöglichkeit finden Sie 

im geschützten Bereich unter www.vwnrw.de.  

5.7 Werbematerial zum Ausleihen (Roll-Ups, Messestand, …) 

Gemeinschaften und Kreisverbänden steht ein umfangreiches Sortiment an Werbematerial 

zur Verfügung. Dieses Material kann kostenfrei für Ihre Veranstaltungen ausgeliehen wer-

den. Sie können dazu beitragen, den Verband in der Öffentlichkeit zu präsentieren. Das 

Werbematerial kann telefonisch in der Geschäftsstelle vorbestellt und abgeholt werden. 

Beispiele: 

Messestand  Anhänger 

  
  

http://www.vwnrw.de/
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Kundenstopper „Leistungen“ 

 

Roll-Ups und Prospektständer 

 
  

5.8 Seminarangebote 

 Seminare für Führungskräfte in Vereinen 5.8.1

Führen heißt, gemeinsame Ziele erreichen! 

Wer einen Verein kompetent führen möchte, benötigt „Know How“. Darum bietet der Ver-

band Wohneigentum Nordrhein-Westfalen e.V. seinen Mitgliedern und anderen Interes-

sierten im Sauerland, an der Akademie Biggesee, eine zertifizierte Fortbildung zum Vereins-

berater. Das alles in Zusammenarbeit mit dem Siedlungsförderungsverein Hessen e.V. 

Das vollständige Seminarangebot für das nächste Jahr wird jeweils im Oktober in der Ver-

bandszeitschrift „Familienheim und Garten“ sowie im Internet veröffentlicht. 

Aktuelle Termine finden Sie unter: 

http://www.verband-wohneigentum.nrw/veranstaltungskalender/  

Erfolgreiche Vereinsarbeit – kompakt vermittelt. 

Kompetente Mitgliederbetreuung, moderne Führungsmethoden und effiziente Vorstands-

arbeit gehören zu den wichtigen Aufgaben eines Vereinsvorstands. Aber auch die Pflicht-

aufgaben, die sich aus der Satzung, aus Gesetzen und der Rechtsprechung ergeben, dürfen 

nicht vergessen werden. Wir zeigen auf, was zu tun ist. Wir helfen mit Mustersatzungen 

und -ordnungen, Checklisten und Ablaufplänen, an denen Sie sich bei Ihrer Vereinsarbeit 

orientieren können.  

Unsere Lehrgänge wurden speziell für alle ehrenamtlich Tätigen in Vereinen, Kreisverbän-

den und Gemeinschaften konzipiert, die sich kompakt und vor allem praxisorientiert über 

Grundlagen, Rechtsfolgen und Strategien erfolgreicher Verbandsarbeit informieren möch-

ten. 

Die hohe Akzeptanz der Veranstaltungen beruht auf der praxisnahen Darstellung von ver-

bandsrelevanten Themen durch erfahrene Referenten. Die meisten Themen ergeben sich 

aus der täglichen Arbeit unserer Mitglieder. 

http://www.verband-wohneigentum.nrw/veranstaltungskalender/
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Die erfolgreiche Teilnahme an den Seminaren, nachgewiesen durch eine freiwillige Prüfung, 

berechtigt zum Erwerb des Zertifikats: 

V e r e i n s b e r a t e r  

V E R B A N D  W O H N E I G E N T U M  

E D V - V e r e i n s b e r a t e r  

V E R B A N D  W O H N E I G E N T U M  

Gewusst Wie! 

Ehrenamtliche Arbeit im Verband ist oft „kein Zuckerschlecken“. 

Die Aufgaben sind vielfältig und komplex. Den Internetauftritt der Gemeinschaft konzipie-

ren, eine Rede vor Publikum halten oder eine Veranstaltung organisieren – all das erfordert 

Zeit und Sachkenntnis. In den Seminaren des Verbands Wohneigentum Nordrhein-

Westfalen eignen Sie sich die Kompetenzen Stück für Stück auf solider Grundlage an. 

Grundsätzliches zu den Seminaren: 

Der Verband Wohneigentum Nordrhein-Westfalen e.V.  übernimmt für seine Mitglieder die 

Kosten für Referenten, Unterbringung im 2-Bett-Zimmer, Verpflegung, Seminar- und Pau-

sengetränke, Manuskripte und Arbeitsunterlagen. Die Kostenbeteiligung (Eigenanteil) in 

Höhe von 30 Euro je Teilnehmer und Seminar wird in der Regel vom jeweiligen Kreisver-

band oder der Gemeinschaft getragen. Seitens des Landesverbands werden keine Fahrtkos-

ten erstattet.  

Da die Seminare thematisch aufeinander abgestimmt sind, sind die Veranstaltungen in Fol-

ge zu besuchen. Begonnen wird mit dem Seminar „Verein und Steuern“, danach folgen 

„Praktische Vereinsführung“, „Presse- und Öffentlichkeitsarbeit“ und „Kommunikation und 

Rhetorik“. 

Voraussetzung für die Anmeldung zum Wiederholungs- und Vertiefungsseminar ist die 

Teilnahme an den vorausgegangenen Seminaren „Verein und Steuern“ und „Praktische 

Vereinsführung“. Anders bei den Workshops - hier ist die vorherige Teilnahme an anderen 

Seminaren keine Voraussetzung, wird jedoch empfohlen! 

Ihre Anmeldung nehmen Sie bitte online vor unter 

seminar.verband-wohneigentum.nrw  

Diese und ähnliche Seminare und Workshops bieten wir unseren Mitgliedern in der Regel 
an: 

5.8.1.1 Verein + Steuern 

Dieses Seminar liefert eine Einführung in wichtige rechtliche und steuerliche Fragen der 

Vereinsführung. Themen sind u.a.: 

 Was ist ein Verein? 

 Welche Rechtsgrundlagen müssen beachtet werden? 

http://www.verband-wohneigentum.nrw/veranstaltungskalender
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 Wie unterscheiden sich eingetragene von nicht eingetragenen Vereinen? 

 Wer vertritt den Verein? Was ist eine Satzung? 

 Wer entscheidet im Verein? 

 Rechte und Pflichten des Vorstands 

 Wer haftet im Verein? 

 Hat die Rechtsform des Vereins steuerrechtliche Bedeutung? 

 Sind in einem gemeinnützigen Verein wirtschaftliche Tätigkeiten erlaubt? 

 Umgang mit Spenden. Wer ist berechtigt, Spendenbescheinigungen zu erteilen? 

5.8.1.2 Praktische Vereinsführung 

 Die Organisation eines Vereines 
 Notwendigkeit einer geregelten Aufgabenverteilung 
 Was ist ein Geschäftsverteilungsplan? 
 Persönliche Haftung des Vorstands 
 Wie lässt sich die Haftung begrenzen? 
 Vorbereitung und Durchführung von Versammlungen 

(mit Checklisten und Arbeitshilfen) 
 Veranstaltungen, Straßenfeste und Feiern im Verein 

- Planung und Durchführung 
- Gebühren und Kosten 
- Haftung 

 Versicherungsschutz im Verein 

5.8.1.3 Presse- und Öffentlichkeitsarbeit 

 Grundlagen erfolgreicher Pressearbeit 
 Langfristige Ziele der Pressearbeit 
 Der richtige Umgang mit Journalisten 
 Fehler, die man nicht machen sollte 
 Wie erhöhe ich das Interesse an meinen Meldungen? 
 Pressemitteilungen, die ankommen  

(Beispiele aus der Praxis, Insidertipps zur professionellen Gestaltung) 
 Texte und Fotos wie vom Profi 
 Pressegespräche und Pressekonferenzen 
 Erfolgreiche Verbandsarbeit auf kommunaler Ebene 
 Einsatz von Internet und E-Mail – eine Alternative? 

5.8.1.4 Kommunikation und Rhetorik I 

 Von der Idee bis zum Vortrag 
 Durch Sprache zum Erfolg 
 Freie Rede (mit und ohne Manuskript) 
 Monolog und Dialog 
 Moderation und Versammlungsführung 
 Körpersprache 
 Argumentation und Einwandbehandlung 
 Konfliktlösung 
 Lampenfieber 

5.8.1.5 Workshop Rechnungswesen 

Dieses Seminar beschäftigt sich mit den Besonderheiten der Buchführung in gemeinnützi-
gen Vereinen.  

Themen sind u.a. 



Verband Wohneigentum Nordrhein-Westfalen e.V. 

29 

 Verwaltung der Vereinsfinanzen 
 Ideeller und wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb,  

Zweckbetrieb und Vermögensverwaltung 
 Buch- und Kassenführung, Überschussermittlung 
 Rechnungswesen 
 Controlling 

- Planung / Soll-/Ist-Vergleich / “Vier-Augen-Prinzip“ 
 Kassenprüfung – Hinweise, Tipps, Arbeitshilfen– 
 Schriftverkehr im Verein 

- Grundlagen, Grundregeln 

5.8.1.6 Vereinsorganisation und Internet 

Teil 1: 

Vereinsorganisation mit der DAVO – Software (speziell für die Belange der Gemeinschaften 

entwickelt) 

 Mitgliederverwaltung 
 Überwachung und Ausführung der Beitragszahlung  

(auch per Bankeinzug) 
 Organisation der Zeitungsverteilung bei großen Gemeinschaften 
 Verwaltung der Ehrungen 
 Kassenführung 
 Erstellung von Serienbriefen mit den Daten aus DAVOweb 

Teil 2:  

Dieser Ausbildungsabschnitt vermittelt Grundlagen zum Aufbau eines Internetauftritts. Dank des 

Redaktionssystems, das der Bundesverband für die Landesverbände und Gemeinschaften erwor-

ben hat, ist die Erstellung einer Internetpräsentation recht einfach. Notwendig sind lediglich ge-

ringe Vorkenntnisse am PC, insbesondere mit einem Textverarbeitungsprogramm. Da Sie bereits 

mehrere Internetseiten als Vorlage direkt übernehmen können, sind nur wenige Handgriffe zur 

Erstellung der eigenen Internetseite nötig. 

5.8.1.7 Wiederholung und Vertiefung 

(für Absolventen von „Verein und Steuern“ und „Praktische Vereinsführung“ oder ver-

gleichbar) 

 Wer haftet … 
 … aus welchem Rechtsgrund? 
 Haftung des Verbands bzw. Vereins? 
 Persönliche Haftung? 
 Steuerrechtliche Haftung? 
 Strategien zur Vermeidung der persönlichen Haftung 
 Einfache und effektive Vereinsorganisation 
 Welche Rechtsgrundlagen muss man beachten? 
 Aktuelles zum Vereinsrecht und zur Gemeinnützigkeit 

5.8.1.8 Workshop Mitgliederversammlung 

Grundlagen einer ordnungsgemäßen Durchführung von Veranstaltungen sowie deren Do-

kumentation 
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 Vorbereitung und Durchführung von Versammlungen 
(mit Checklisten und Arbeitshilfen) 

 Veranstaltungen, Straßenfeste und Feiern im Verein 
(Planung / Durchführung / Gebühren / Kosten / Haftung) 

 Schriftverkehr im Verein 
(Grundlagen / Grundregeln) 

 Protokollführung 
- Vorbereitung und Mindestinhalte (Muster/Arbeitshilfen) 
- Ergebnis-, Verlaufs-, Wortprotokolle 
- Nachbereitung 

5.8.1.9 Internetauftritt für Vereine 

Dieses Seminar ist an alle gerichtet, die einen anspruchsvolleren Internetauftritt erstellen 

möchten.  

Es werden folgende Themen behandelt: 

 Aufbau einer benutzerfreundlichen Sitestruktur  
(und damit auch der Navigation) 

 Gestaltung von Internetseiten 
 Seitenaufbau 
 Texte im Web 
 Bilder im Web 
 fortgeschrittenes Seitendesign 
 Erstellung einer Startseite mit mehreren Meldungen 
 Aufbau einer Bildergalerie 
 Erstellung von Kontaktformularen 
 uvm. 

 Computer-Kurse 5.8.2

Der Verband Wohneigentum Nordrhein-Westfalen e.V. veranstaltet in Dortmund verschie-

dene EDV-Lehrgänge, wie z.B. Microsoft Word, Excel, PowerPoint, Fotobearbeitung,  

DAVOweb. Aktuelle Termine sowie nähere Details zu den Lehrgängen finden Sie auf unserer 

Website: http://www.verband-wohneigentum.nrw/veranstaltungskalender/  

Über diese Webadresse können Sie sich auch direkt anmelden. 

Die meisten Termine werden in den Herbst-/Wintermonaten angeboten. 

 Gartenseminare und -lehrgänge 5.8.3

Alle gartenfachlichen Aus- und Fortbildungsangebote des Verband Wohneigentum NRW e. 

V. werden auf Kreisverbandsebene, in den Gemeinschaften, sowie in den Seminarräumen 

der Geschäftsstelle in Dortmund durchgeführt.  

Die Termine zu den aktuellen Ausbildungsangebotenen sind auf der Verbands-Website un-

ter: http://www.verband-wohneigentum.nrw/veranstaltungskalender/gartenseminare/ zu 

finden. 

5.9 Jugendarbeit 

Ein an alle ehren- und hauptamtlichen Mitarbeiter/innen des Verband Wohneigentum 

Nordrhein-Westfalen e.V. gerichtete Auftrag ist, junge Menschen in verstärktem Maße zu 

beteiligen und sie verantwortlich einzubeziehen, um so die Voraussetzungen für die zukünf-

http://www.verband-wohneigentum.nrw/veranstaltungskalender/
http://www.verband-wohneigentum.nrw/veranstaltungskalender/gartenseminare/
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tige Existenz der Verbandsarbeit zu schaffen. Die Gründung, der Aufbau und die ständige 

Fortentwicklung eines eigenständigen Jugendverbandes sind unverzichtbar. 

Ziel der Jugendarbeit im Verband Wohneigentum Nordrhein-Westfalen e.V. ist es, junge 

Menschen zu einer gesellschaftspolitischen Verantwortung unter demokratischen Aspekten 

zu erziehen und sie gleichzeitig für dessen ideelle und praktische Aufgaben zu gewinnen.  

Der Verband Wohneigentum Nordrhein-Westfalen e.V. fordert junge Menschen auf, sich in 

Jugendgruppen in den Siedlergemeinschaften und den Kreisverbänden und Landesebene zu 

engagieren. Regionale Zusammenschlüsse sind möglich. Die Jugend- und Bildungsarbeit 

wird auf regionaler Ebene von den Jugendreferenten koordiniert. Sie sind auf die Zusam-

menarbeit mit den Kreisvorsitzenden angewiesen. 

 

Ansprechpartner für die Jugendarbeit in unserem Verband: 

Bettina Fischer 

44866 Bochum 

Moltkestr. 73 

02327 / 86049 

jugend@verband-wohneigentum.nrw 

 

mailto:jugend@verband-wohneigentum.nrw
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6 Ansprechpartner und Kontakte 

6.1 Unsere Geschäftsstelle 

Verband Wohneigentum Nordrhein-Westfalen e.V. 

Himpendahlweg 2 

44141 Dortmund 

Tel.  0231/941138-0 

Fax 0231/941138-99 

E-Mail info@verband-wohneigentum.nrw 

Bürozeiten: 

Montag - Donnerstag 

8:00 - 12:30 und 13:00 - 16:30 Uhr 

Freitag  

8:00 - 13:00 Uhr 

So finden Sie uns! 

6.2 Geschäftsführender Vorstand 

Hans-Michael Schiller  - Vorsitzender 

Verbandsleitung / Schulung / Seminare 

Winfried Abitz - stellvertr. Vorsitzender 

Betreuung der Untergliederungen und Vereinsmitglieder / Innenrevision und Controlling 

Wolfgang Bock - stellvertr. Vorsitzender 

Versicherungswesen 

Michael Dröge - stellvertr. Vorsitzender 

Rechtswesen / EDV / Organisation / Marketing / Öffentlichkeitsarbeit 

H.-Jochen Gerlach - Schatzmeister 

Steuer und Finanzwesen 

Wolfgang Szubin - stellvertr. Vorsitzender 

Wohnungspolitik 

Horst Tiefenbach - stellvertr. Vorsitzender 

Betreuung der Untergliederungen und Vereinsmitglieder  

 

mailto:info@verband-wohneigentum.nrw
http://www.verband-wohneigentum.nrw/anfahrt/
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Ansprechpartner in der Geschäftsstelle 

Mitgliederverwaltung Tatjana Sippel 0231/941138-21

 Claudia Elsner 0231/941138-55 

 Sabine Rittinghaus 0231/941138-55 

 Christina Petrich 0231/941138-22 

Auszubildende Lena Klemke 0231/941138-23 

Versicherungen Susanne Amsler 0231/941138-51 

Schulungen/Seminare 

ERGO-Versicherung Marion Falk 0231/941138-56 

Gartenberatung Philippe Dahlmann 0231/941138-41 

EDV, Internet, DAVOweb Andreas Kröner 0231/941138-30 

 Violetta Herich 0231/941138-20 

Marketing Andreas Kröner 0231/941138-30 

Buchhaltung Aleksandra Siekiera 0231/941138-57 

Sekretariat  Christina Petrich 0231/941138-22 

Urkunden/Ehrungen 

Sekretariat Ilona Wendler 0231/941138-56 

Sekretariat Sandra Teubner 0231/941138-10 

Rechtsberatung Detlef Erm  0231/941162-0 

Bauberatung Wolfgang Szubin 0231/941162-62 

Geschäftsführung Thomas Hornemann 0231/941138-0 
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7 Führung einer Gemeinschaft/eines Kreisverbands 

7.1 Schritte nach einer Amtsübernahme, Vorstandsbildung/-aufbau, Aufgaben-

verteilungsplan, Geschäftsverteilungsplan  

Soeben sind Sie neu in ein Vorstandsamt Ihres Vereins (z.B. in Ihrer Gemeinschaft, Kreisver-

band oder einer anderen Gruppierung des Verband Wohneigentum) gewählt worden. Viel-

leicht ist es sogar das erste Mal, dass Sie ein ehrenamtliches Vorstandsamt in einem Verein 

übernommen haben. Während die übrigen Mitglieder der Vereinsversammlung erleichtert 

aufatmen, da nun ein Amtsinhaber für das Vorstandsamt gefunden und gewählt worden ist 

und Sie die Wahl angenommen haben, stellen sich Ihnen mehrere Fragen:  

 Was ist zu tun? Was habe ich zu beachten?  
 Welche Aufgaben habe ich in meinem Vorstandsamt zu erfüllen?  
 Welche Aufgaben haben die anderen Vorstandsmitglieder?  
 Bin ich auch für deren Aufgabenbereiche mitverantwortlich? 
 Gibt es noch unerledigte und von mir zu erledigende Vorgänge und Arbeiten aus der 

Amtszeit meines Amtsvorgängers und des früheren Vorstands?  
 Welche Entscheidungen werden durch den Vorstand und welche durch die Mitglieder-

versammlung getroffen? 
 Woher bekomme ich die erforderlichen Informationen? Wie verschaffe ich mir einen 

Überblick? 
 
Mögliche Antworten auf Ihre Fragestellungen könnten sein:  

Befragen Sie Ihren Vorgänger im jeweiligen Vorstandsamt sowie weitere – insbesondere 

erfahrene, frühere und/oder noch im Amt befindliche – Vorstandsmitglieder Ihres Ver-

eins!  

Ihr Amtsvorgänger sowie die weiteren früheren Vorstandsmitglieder müssten bei norma-

lem und geregeltem Verlauf der bisherigen Vereinsgeschäfte auf Ihre Fragen umfassend 

und vollständig Auskunft geben können und Ihnen einen geordneten Überblick über alle 

Vorgänge – aber auch über etwaige noch zu erledigende Aufgaben – verschaffen können. 

Die Befragung Ihres Amtsvorgängers sowie weiterer früherer oder noch im Amt verbliebe-

ner Vorstandsmitglieder zum aktuellen Sachstand sollten Sie daher stets zu Beginn Ihrer 

Amtsaufnahme vornehmen! Auch der Vorsitzende des Kreisverbandes kann Ihnen viele 

wichtige und interessante Informationen liefern. 

Resignieren Sie aber bitte nicht, wenn bei dieser Befragung weniger herauskommt, als Sie 

zunächst erwartet hatten. Oftmals stellt sich nämlich heraus, dass Ihre Amtsvorgänger kei-

ne oder nur unzureichende Aufzeichnungen über die erledigten oder noch zu erledigenden 

Arbeiten vorgenommen haben oder selber keine genauen und vollständigen Kenntnisse 

über alle Vorgänge haben. Möglicherweise haben sich die früheren Vorstandsmitglieder 

ebenfalls bei Führung der Amtsgeschäfte und Organisation des Vereins nur „durchge-

wurschtelt“ und keine ausreichende und geregelte – insbesondere keine „gewachsene“ – 

Vereinsorganisation geschaffen und hinterlassen. Bedenken Sie ferner, dass der- oder die-
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jenigen, die „Leichen im Keller liegen haben“ nicht gerne – vor allem aber nicht vollständig 

– Auskunft geben. Wenn der frühere Vorstand die Vereinsgeschäfte nicht intensiv oder gar 

nachlässig geführt hat, kann er schon aus diesen Gründen kaum Hilfestellungen geben. Sind 

die Vereinsgeschäfte früher regelmäßig nur von einem Vorstandsmitglied allein – oftmals 

ist dies der Vorsitzende –  geführt worden und hat dieser seine Vorstandskollegen zu „Bei-

sitzern degradiert“ oder hat diese nicht oder nur gelegentlich an der Vereinsführung betei-

ligt, haben die anderen regelmäßig keine genauen und vollständigen Kenntnisse über die 

Abläufe und Inhalte aller oder einzelner Amtsgeschäfte.  

Ist Ihr Amtsvorgänger oder sind die bisherigen Vorstandsmitglieder durch die Mitglieder-

versammlung abgewählt worden oder haben sich diese bei eigener Kandidatur nicht gegen 

Sie und Ihre neu gewählten weiteren Vorstandskolleginnen/-kollegen durchsetzen können, 

könnte dies für die bisherigen Amtsinhaber Anlass sein, eine kooperative Zusammenarbeit 

zu verweigern.  

Viele weitere Gründe sind denkbar, warum die von Ihnen erhofften Informationsquellen 

ausfallen oder nicht ergiebig sind und Auskünfte oftmals nur zögerlich oder spärlich erteilt 

werden.  

Lassen Sie sich die Protokolle aller früheren Versammlungen der Vereinsgremien (Mit-

gliederversammlungen, Vorstandssitzungen etc.) zur Einsicht vorlegen. 

Die wichtigen Entscheidungen und Beschlussfassungen der Vereinsgremien müssten in den 

Protokollen – sofern diese ordnungsgemäß geführt und aufbewahrt worden sind – festge-

halten worden sein. 

Aufbewahrungsfristen 

Je nach Dokument gelten verschiedene gesetzliche Aufbewahrungsfristen für Ihre Vereins-
unterlagen. Nach Ablauf dieser Frist können Sie die Dokumente getrost entsorgen, um öko-
nomisch und übersichtlich arbeiten zu können. 

Welche gesetzlichen Aufbewahrungsfristen gelten für welche Unterlagen? 

Bücher, Journale, Kontenaufzeichnungen, Lageberichte, Eröffnungsbilanzen und Jahresab-
schlüsse dürfen Sie entsorgen, nachdem Sie sie zehn Jahre aufbewahrt haben. Lohnkonten 
und die dazugehörigen Unterlagen dürfen Sie ebenso wie Unterlagen für die Besteuerung 
und Geschäftsbriefe nach sechs Jahren entsorgen. Für alle sonstigen Unterlagen gilt eine 
gesetzliche Aufbewahrungsfrist von drei Jahren. 

Wann beginnt die gesetzliche Aufbewahrungsfrist? 

Die gesetzliche Aufbewahrungsfrist beginnt immer zum Ende des Kalenderjahres. So dürfen 
Sie beispielsweise Unterlagen zum Jahresabschluss 2013, den Sie 2014 erstellen, Ende 2025 
entsorgen. Die Frist beginnt mit dem Schluss des Jahres 2014 – dann laufen die 10 Jahre. 
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Befragen Sie die erfahrenen Vorstände und Mitarbeiter/Innen der nächst höheren Ver-

bandsgruppierungen im Verband Wohneigentum Nordrhein-Westfalen e.V. (z.B. in Ihrem 

zuständigen Landes- und Kreisverband)!  

Von diesen können Sie in der Regel alle wichtigen und grundsätzlichen Informationen zum 

Vereinsleben im Verband Wohneigentum erhalten. Allerdings sind die Vorstände höherer 

Vereinsgruppierungen oftmals über besondere örtliche Fallgestaltungen, spezielle Einzel-

probleme und Beschlussfassungen der Untergliederungen – also der Gemeinschaften und 

Kreisverbände – nicht informiert und können Ihnen daher im Einzelfall keine zufriedenstel-

lende Auskunft erteilen. 

Besuchen Sie schnellstmöglich Informationsveranstaltungen und Seminare des Verband 

Wohneigentum Nordrhein-Westfalen e.V. zu den Themen „Vereinsrecht und Vereinsfüh-

rung“ und lassen Sie sich dort (für die Mitglieder in NRW weitestgehend kostenfrei) schu-

len und fortbilden! 

In den seit 1997 vom Verband Wohneigentum Nordrhein-Westfalen e.V. in der Akademie 

Biggesee in Attendorn durchgeführten Seminaren für Vereinsführungskräfte werden Ihnen 

für alle Bereiche des Vereinslebens die erforderlichen Kenntnisse und Arbeitshilfen vermit-

telt, um einen Verein zukünftig erfolgreich führen und  organisieren zu können. Vereinzelt 

werden auch zu diesen Themen in den jeweiligen Regionalverbänden und Kreisverbänden 

zusätzliche Informationsveranstaltungen angeboten. 

Ein weiterer Erfolgsgarant für Ihre – vielleicht zukünftig wiederholte – Seminarteilnahme 

sind die ausgezeichneten Kommunikationsmöglichkeiten und der Erfahrungsaustausch mit 

Kolleginnen und Kollegen aus anderen Gemeinschaften und Vereinsvorständen. 

Besorgen Sie sich – soweit vorhanden – Informationsschriften, Handbücher, Skripte und 

Arbeitshilfen des Verband Wohneigentum zum Vereinsrecht und zur Vereinsführung und 

- sofern Sie dies für erforderlich halten – Fachbücher zum Vereinsrecht! 

Die im Fachhandel vorrätigen Fachbücher sind allerdings oftmals für einen juristisch nicht 

vorgebildeten Normalbürger schwer verständlich verfasst und sind leider auch nicht immer 

preiswert! Ob man dort wirklich für jedes oder die meisten im Vereinsalltag des Verband 

Wohneigentum auftretenden Probleme eine schnelle und praktikable Lösung findet, ist 

beim Kauf meistens fraglich. 

Fazit: 
Bei Aufnahme Ihrer Amtstätigkeit sollten Sie sich stets einen Überblick verschaffen und In-

formationen einholen über grundsätzliche Dinge in Ihrem Verein – also in Ihrer Gemein-

schaft, Ihrem Kreisverband, Ihrem zuständigen Regionalverband oder Landesverband – 

nämlich über 

 die rechtlichen Grundlagen Ihres Vereins, vornehmlich also die Regelungsinhalte der 
Satzung(en) und Vereinsordnungen, 

 die Organisation Ihres Vereins, insbesondere darüber, ob eine solche überhaupt vor-
handen ist und wenn ja, wie diese strukturiert ist und ob diese ausreichend und voll-
ständig ist,  

 (Pflicht-)Aufgaben des Vorstands und deren Verteilung auf die einzelnen Vorstands-
mitglieder („Ressortverantwortlichkeiten“), 
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 bisherige Beschlussfassungen der verschiedenen Vereinsorgane und ob deren Um-
setzung und vollständige Erledigung erfolgt ist oder noch aussteht.  

 
Schließlich sollten Sie stets bei Aufnahme Ihrer Amtstätigkeit folgende allgemeine Grund-

sätze beherzigen:  

Lassen Sie sich während Ihrer gesamten Amtszeit von den vielen „Besserwissern“ und de-

ren vermeintlich „guten Ratschlägen“ nicht zu vorschnellen Handlungen, Entscheidungen 

und Maßnahmen drängen!  

Verschaffen Sie sich im neu gewählten Amt zunächst einmal einen Überblick und gönnen 

Sie sich die hierfür erforderliche Zeit! 

Da Rechte und Pflichten unserer Funktionäre durch Gesetz und Rechtsprechung ständigen 

Änderungen unterliegen, empfiehlt es sich auch für „alte Hasen“, von Zeit zu Zeit erneut 

unsere Seminare und Workshops zu besuchen.  

Nutzen Sie auch unsere kostenlosen Newsletter für Funktionäre und Mitglieder. 

 Aufbau- und Ablauforganisation 7.1.1

Jeder Verein, ob in das Vereinsregister eingetragen oder nicht eingetragen, braucht eine 

Vereinsorganisation, um überhaupt zu funktionieren. Eine gute Vereinsorganisation ermög-

licht die praktische Umsetzung aller Vereinsaufgaben, der Vereinsgrundsätze sowie Ver-

einsziele.  

Die Organisation eines Vereins unterteilt sich in zwei Bereiche, nämlich die Aufbauorgani-

sation und die Ablauforganisation.  

Mit der Aufbauorganisation soll das Ziel erreicht werden, die Strukturen und Aufgaben des 

Vereins zu ordnen, die Hierarchie im Verein festzulegen und hierdurch möglichst Reibungs-

verluste zwischen den einzelnen Organen und Organmitgliedern zu vermeiden.  

Mit der Ablauforganisation ist hingegen das Ziel verbunden, die Geschäftsabläufe im Ver-

ein ordnungsgemäß, fehlerfrei, funktional und umfassend zu organisieren.  

7.1.1.1 Aufbauorganisation  

Die Aufbauorganisation gliedert die Gesamtaufgaben des Vereins in Einzelaufgaben und 

ordnet diese den hierfür zuständigen Organen und Gremien zu. 

Um die (vielen) Vereinsaufgaben dem richtigen Organ zuzuordnen und diese Zuordnung zu-

künftig mit Verbindlichkeit für den Verein zu regeln, müssen die Aufgaben vollständig be-

kannt sein. Hierfür sind zunächst einmal alle im Verein anfallenden Aufgaben – möglichst in 

Form einer Auflistung (Checkliste) – zu erfassen. 

Im nächsten Schritt sind dann diese Aufgaben den jeweiligen Organen bzw. Gremien zuzu-

ordnen und es ist festzulegen, welcher Amtsinhaber für den konkreten Aufgabenbereich 

zuständig und (erst-)verantwortlich ist. Vornehmlich gilt dies für die Aufgaben des Vereins-

vorstands, da der Vorstand grundsätzlich den Verein allein vertritt, nahezu alle Vereinsge-

schäfte führt und das mit den meisten Vereinsaufgaben befasste und aktivste Vereinsorgan 

ist bzw. sein sollte! 
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7.1.1.2 Organe und Gremien des Vereins 

Der Verein braucht notwendigerweise Organe, um seinen Mitgliedern die mehrheitliche 

Willensbildung mittels entsprechender Beschlussfassungen zu ermöglichen und diese nach 

außen mitzuteilen. 

Notwendige Vereinsorgane, die also in jedem Verein vorhanden sein müssen, sind die Mit-

gliederversammlung (§§ 32, 37 BGB) und der Vorstand (§ 26 Abs. 1 BGB).  

Weitere Organe können – müssen aber nicht – durch die Satzung eingerichtet werden. 

In den Satzungen vieler Gemeinschaften werden neben der Mitgliederversammlung und 

dem Vorstand auch die Kassenprüfer oder „Revisoren“ und der „erweiterte Vorstand“ („Ge-

samtvorstand, Beisitzer“) genannt.  

Weitere Organe können beispielsweise Ältestenrat, Ehrenrat, Aufsichtsrat, Verwaltungsrat, 

Beirat, Ausschüsse, Straßenobleute, Bezirkssprecher bzw. Vereinsabteilungsvorstände sein. 

Der Kreativität bzw. dem Ideenreichtum sind im Verein insoweit keine Grenzen gesetzt.  

Wesentlich ist nur, dass in der Vereinssatzung nachvollziehbar geregelt ist, ob und welche 

Organe der Verein hat, wie diese hierarchisch zueinander stehen, welche Vereinsaufgaben 

und Vereinsfunktionen sie haben und wie sie entstehen und sich zusammensetzen. Dabei 

ist zu beachten, dass die Gremien eines Vereins unterschiedliche Aufgaben haben und kei-

nes dem anderen in seiner Zusammensetzung, Mitgliederzahl und hierarchischen Einord-

nung gleicht. 

7.1.1.3 Ablauforganisation  

Wichtige Grundlage für eine erfolgreiche Vereinsführung und die Erreichung aller gesteck-

ten Ziele ist, dass die Geschäftsabläufe – insbesondere die sich im Vereinsalltag ständig 

wiederholenden Arbeitsabläufe – optimal organisiert werden. 

Zusammenhängende Aufgaben sollten von derselben/denselben Person(en) wahrgenom-

men werden. 

Aufgaben können nur richtig und vollständig erledigt werden, wenn derjenige, der diese er-

ledigen soll, zuvor umfassend und richtig informiert worden ist. Die Einholung der Informa-

tionen und vollständige und richtige Weitergabe aller wichtigen Informationen an das rich-

tige Vereinsorgan bzw. die richtigen Amtsträger müssen daher im Verein sichergestellt 

werden. 

 Standardisierte Geschäftsabläufe im Verein  7.1.2

Aufnahmen und Austritte von Mitgliedern 
Vordrucke für die Aufnahme oder Abmeldung eines Mitglieds sollten stets vorrätig und im 

Besitz eines jeden Vorstandsmitgliedes sein. Sollten derartige Vordrucke ausnahmsweise 

einmal nicht vorrätig sein, können diese jeder Zeit in der Geschäftsstelle abgeholt oder dort 

angefordert werden. Neuaufnahmen über das Internet sind jederzeit möglich. 

Trauerfälle  
Es sollte – insbesondere in einer Kassenordnung – festgelegt werden, ob und bis zu welcher 

Höhe der Verein Aufwendungen für einen Kranz, Blumen am Grab oder finanzielle Zuwen-

dungen an die Hinterbliebenen für die Grabpflege gewährt. 

https://www.verband-wohneigentum.nrw/formreg.aspx?nid=12473&cid=1063&id=1250
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Ehrungen 
Die Ehrung von langjährigen Vereinsmitgliedern oder solchen mit besonderen Verdiensten 

gehört im gesellschaftlichen Vereinsbereich zur Traditionspflege!  

Ebenso sollten Vereinsmitglieder für besondere Leistungen und immer dann, wenn beson-

derer Dank angesagt ist – in einer der nächsten Sitzungen des zuständigen Vereinsorgans 

oder in der Mitgliederversammlung – geehrt und gegebenenfalls mit einem kleinen Präsent 

ausgezeichnet werden. Haben sich z.B. einige Mitglieder bei der Durchführung des letzten 

Siedlerfestes durch ihre Tätigkeiten besonders hervorgetan, ist dies doch eines besonderen 

Dankes wert! 

Sitzungen der Vereinsorgane 
Auch wenn seit vielen Jahren die Vorstandssitzungen, Sitzungen anderer Organe und Gre-

mien Ihres Vereins oder die jährlichen Mitgliederversammlungen beanstandungsfrei und 

ohne größere Probleme verlaufen sind, kann plötzlich und jederzeit ein vermeintliches 

Randproblem für Verwirrung in einer Sitzung oder Versammlung sorgen. Oder – wieder 

einmal – sorgen die „notorischen Nörgler und Besserwisser“ durch ihre Störaktionen, Zwi-

schenrufe und Verhaltensweisen für Unruhe und Unsicherheiten in der Versammlung. Die 

gesamte Vorbereitung, Planung und weitere Durchführung der Versammlung oder einer 

dortigen Beschlussfassung zu bestimmten Themen – z.B. Durchführung eines Siedlerfestes – 

könnte dann vielleicht in Frage gestellt sein. 

Jedes Gremium im Verein sollte daher für seine Sitzungen eine „Sitzungsordnung“ haben, 

die von vornherein in vielen leicht vorhersehbaren Punkten Klarheit verschafft! 

 „Pflicht“ und „Kür“ des Vorstands bei der Vertretung und Geschäftsführung  7.1.3

Eine Zuständigkeitsverteilung der im Verein anfallenden Aufgaben auf einzelne Vorstands-

mitgliedern als Ressortleiter setzt voraus, dass diese Aufgaben zunächst einmal erfasst 

werden.  

Wie bereits dargestellt ist der Vereinsvorstand für die nach außen wirkende Vertretung des 

Vereins und die – vornehmlich den internen Vereinsbereich betreffende – Geschäftsfüh-

rung des Vereins funktional zuständig.  

Sowohl bei der Vertretung als auch Geschäftsführung des Vereins durch den Vorstand ist 

zwischen Pflichtaufgaben und freiwilligen Aufgaben zu unterscheiden.  

Pflichtaufgaben sind solche, für die eine entsprechende auf Gesetz, Satzungsbestimmun-

gen, Rechtsprechung oder allgemeiner Verkehrsanschauung beruhende Erfüllungsverpflich-

tung besteht.  

Wichtig für ein funktionierendes Vereinsleben sind aber auch freiwillige Aufgaben, wie bei-

spielsweise die Durchführung eines Gemeinschaftsfestes oder einer gemeinsamen Ausflugs-

fahrt aller Vereinsmitglieder, ebenso wie eine angemessene Repräsentation des Vereins in 

der Öffentlichkeit. 

Aufgaben des Vereinsvorstands - aus der Vertretung des Vereins 
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Pflichtaufgaben: 

- Gerichtliche Vertretung  

- Vertretung gegenüber Dritten  

- Vertretung gegenüber Mitgliedern  

Freiwillige Aufgaben: 

- Repräsentation in der Öffentlichkeit  

 

Aufgaben des Vereinsvorstands - aus der Geschäftsführung des Vereins 

Pflichtaufgaben: 

- Verwirklichung des Vereinszwecks 

- Sicherung der Gemeinnützigkeit 

- Beachtung und Erledigung der Steuer-, Gesetzes- und Vertragspflichten 

- Erhaltung des Vereinsvermögens (aber auch: Pflicht zur Insolvenzantragstellung bei  

  Überschuldung des Vereins!) 

- Buchführung, Finanzplanung, Mitgliederverwaltung  

- Dienstaufsicht über Vereinsangestellte 

- Ausführung der Beschlüsse übergeordneter Vereinsorgane nach vorheriger Prüfung 

- Auskunft über Stand der Geschäfte, Rechenschafts- und Geschäftsberichterstattung,  

  Mitgliederinformation 

- Einberufung der Mitgliederversammlungen und Vorstandssitzungen 

- Anmeldungen zum Vereinsregister 

- Schweigepflicht über vertrauliche Vorgänge und Mitteilungen 

- Bei Amtsbeendigung: Herausgabe des durch die Vorstandstätigkeit Erlangten  

  (z.B. des vereinseigenen Computers) 

Freiwillige Aufgaben:  

- Repräsentation in der Öffentlichkeit 

- Zusatzeinnahmen erschließen 

- Intensive Mitgliederbetreuung 

- Vereinseigene Geräte etc. vorhalten 

- Umfangreiche Informations- und/oder Unterhaltungsangebote, Feste und Veranstaltun-

gen durchführen etc. 

- Moderne Führungsmethoden anwenden und vorgeben 

- Optimale Vereinsorganisation schaffen 

- Effiziente Vorstandsarbeit leisten. 

Die vorstehende Auflistung der Aufgaben des Vorstands erhebt keinen Anspruch auf Voll-

ständigkeit! Vielleicht ergeben sich in der Zeit Ihrer Amtstätigkeit weitere Aufgaben, die Sie 

dann in die vorstehende Liste mit aufnehmen sollten. Vergessen Sie dann bitte nicht, auch 

die Zuständigkeit des jeweiligen Ressortleiters zu regeln, wie dies im nachfolgenden Ab-

schnitt für die wesentlichen Aufgabenkernbereiche des Vereins behandelt wird. 

Bei Vereinen, in denen sich der geschäftsführende Vorstand aus mehreren Personen zu-

sammensetzt oder bei größeren Vereinen mit zahlreichen Mitgliedern, ist eine rasche Erle-
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digung der laufenden Vereinsgeschäfte nicht gewährleistet, wenn jede Entscheidung nach 

dem Mehrheitsprinzip und nach vorheriger Erörterung in einer gemeinsamen Sitzung ge-

troffen werden muss. Mit dem erheblichen Zeitaufwand geht auch ein großer – teilweise 

unnötiger – Arbeitsaufwand einher. Denn alle Vorstandsmitglieder müssen sich mit dem 

gleichen Problem befassen, (ausschweifende) Diskussionen werden möglicherweise geführt 

und – insbesondere in dringlichen Fällen – können kurzfristig erforderliche Maßnahmen 

nicht schnell umgesetzt werden, da zunächst eine Beschlussfassung hierzu in der nächsten 

Vorstandssitzung erforderlich ist.  

Eine Delegation von Aufgaben, Befugnissen und Verantwortung – mithin also eine Auftei-
lung der Geschäftsführung nach Sachgebieten bzw. Ressorts – bringt also eine Entlastung 
für den Vorstand, wenn es dem einzelnen Vorstandsmitglied zugleich gestattet ist, die in 
sein Sachgebiet fallenden laufenden Vereinsgeschäfte allein und eigenverantwortlich zu er-
ledigen. 

Die grundsätzlichen Entscheidungen über die Geschäftsführung des Vereins sollten aber 
stets dem gesamten Vorstand vorbehalten bleiben!  Durch eine Geschäfts- bzw. Ressort-
verteilung im Vorstand werden (nur) Teilbereiche, also ein Teil der Aufgaben, Befugnisse 
und Verantwortung, die der Vorstand sonst im Kollektiv wahrnimmt, auf einzelne Vor-
standsmitglieder übertragen. 

Die Aufteilung der laufenden Vereinsgeschäfte auf die einzelnen Mitglieder des Vorstands 
kann bereits in der Satzung vorgenommen werden. Dafür reicht es allerdings nicht aus, 
wenn z.B. in der Satzung eine Regelung vorhanden ist, dass der Vorstand aus dem 1. Vorsit-
zenden, dem stellvertretenden Vorsitzenden, dem Kassierer und dem Schriftführer besteht. 

Vorschlag: Geschäftsverteilung im Vorstand 

1. Vorsitzender 

- Grundsatz- und Satzungsfragen  
- Leitung, Geschäftsführung und Organisation  
- Steuern des Vereins 
- Öffentlichkeitsarbeit  
- Akquisition und Betreuung von Sponsoren und Förderern  

Stellvertretender Vorsitzender  

- Vertretung des Vorsitzenden in dessen Aufgabenbereichen („Ständiger Vertreter des  
   Vorsitzenden bei dessen Verhinderung“) 
- Betreuung der Mitglieder 
- Gewinnen und Betreuung der ehrenamtlichen Helfer 
- Anschaffung und Unterhaltung vereinseigener Geräte 

Kassierer 

- Finanzen, Konto- und Kassenführung 
- Steuern und Versicherungsfragen des Vereins 
- Vereinseigene Grundstücke und Gebäude 
- Vereinseigene Geräte  

Schriftführer 

- Protokollführung, allgemeine Verwaltung, Schriftverkehr 
- Öffentlichkeitsarbeit, Presse 
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- Verteilung der Vereinszeitschriften 
- Ehrungen, Veranstaltungen 
- Kontakt zu anderen Vereinen, Behörden und Verbänden 

 Satzung  7.1.4

Rechtliche Grundlagen des Vereins 

Rechtliche Grundlagen des Vereins, des Vereinswesens und Vereinslebens sind 

 die Vereinssatzung(en) 
 die Vereinsordnungen  
 das Vereinsgewohnheitsrecht 
 die gesetzlichen Bestimmungen, insbesondere das Bürgerliche Gesetzbuch 
 die Rechtsprechung zum Vereinsrecht. 

 

Erste Informationsquelle für rechtliche Fragen sind stets die eigene Satzung der Verbands-

Untergliederung, der Sie angehören (z.B. Ihrer Gemeinschaft), und deren eigene Vereins-

ordnungen!  

Eine Satzung muss sein! Für den eingetragenen Verein ist sie zwingend vorgeschrieben (§§ 

25; 57 – 60 BGB; §§ 59 und 60 AO). Dies gilt nach der Rechtsprechung auch für den nicht 

eingetragenen Verein, obwohl sie für diesen nach dem BGB zivilrechtlich nicht ausdrücklich 

vorgeschrieben ist. Will der nicht eingetragene Verein die Gemeinnützigkeit erlangen oder 

behalten, muss er (nach dem Steuerrecht zwingend) eine eigene schriftliche Satzung haben 

(§§ 59 und 60 AO). Nach der Rechtsprechung müssen alle das jeweilige Vereinsleben be-

stimmenden Grundentscheidungen (z.B. Zusammensetzung des Vorstands, Beitragspflicht) 

in der eigenen Vereinssatzung geregelt sein. Die Ausführungsbestimmungen hierzu dürfen 

in den der Satzung nachgeordneten Vereinsordnungen aufgenommen werden. Um Wirk-

samkeit zu erlangen bedarf jede vom Verein erlassene Vereinsordnung einer ausdrückli-

chen Erwähnung in der Vereinssatzung. Werden Grundentscheidungen nicht in der Satzung 

sondern nur in einer Vereinsordnung getroffen, hat dies nach der Rechtsprechung deren 

Unwirksamkeit zur Folge! 

Mit einer eigenen Satzung und ggf. weiteren Vereinsordnungen sollten Sie insbesondere 

individuelle Regelungen in Ihrem Verein schaffen über bzw. für  

 Haftungsbegrenzungen für den Vorstand, andere Organe und Mitglieder gegenüber 
dem Verein! 

 Vertretungsregelungen und ggf. Vertretungsbeschränkungen für den Vorstand (!) 
 Verbotsbestimmungen (z.B. darüber, dass anderen Vereinsmitgliedern oder Dritten, 

die nicht zum Vorstand gehören, Vollmachten oder Aufträge für einzelne Geschäfte 
nicht erteilt werden dürfen!) 

 Ressortaufteilungen und  Ressortverantwortlichkeiten der Vorstandsmitglieder, 
 „kommissarische“ Amtsübernahmeregelungen 
 Geschäftsführung, Versammlungen, Vorstandssitzungen etc. 
 Kassenprüfer und deren Aufgabenbereich 
 Verlagerung bestimmter Zuständigkeiten von der Mitgliederversammlung auf den 

Vorstand oder andere Vereinsorgane („Kompetenzregelungen“). 
 Beitragswesen, Tätigkeiten im Verein, Ehrenamt und Vergütungen 
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Wichtig: 

Ein Verzicht auf eine schriftliche  Vereinssatzung bedeutet stets einen Verzicht auf steuerli-

che Vorteile. Das Finanzamt braucht eine schriftliche Vereinssatzung, um die Voraussetzun-

gen für die Gemeinnützigkeit zu prüfen. 

Ihr Verein hat noch keine eigene (schriftliche) Satzung? 

Sollte Ihr Verein (z.B. Gemeinschaft) noch keine eigene (schriftliche) Satzung und/oder Ver-

einsordnungen haben, was gelegentlich noch bei (vornehmlich kleineren) Vereinen und 

Vereinsuntergliederungen vorkommt, schnellstmöglich aber behoben werden sollte, ziehen 

Sie die Satzungen und/oder Vereinsordnungen Ihres NRW-Landesverbands und ggf. Ihres 

jeweils zuständigen Kreisverbands zu Rate. Denn im Verband Wohneigentum Nordrhein-

Westfalen e.V. gelten dessen Vorgaben zu Grundentscheidungen in Landes-Satzung und 

Landes-Vereinsordnungen stets für alle zugehörigen Verbandsgliederungen. Bei Abwei-

chungen besteht eine Satzungs-Anpassungspflicht für alle Untergliederungen (Kreisverbän-

de und Gemeinschaften). 

Für die Erarbeitung einer eigenen Satzung stellen wir den Untergliederungen im geschütz-

ten Bereich unseres Internetauftritts mehrere Mustersatzungen zur Verfügung, die den in-

dividuellen Ansprüchen der Gliederungen entsprechend angepasst werden können 

(www.vwnrw.de)  unter Punkt „Downloads). Die notwendigen Schritte finden Sie in der An-

leitung „Der Weg zur eigenen Satzung“ erläutert (www.vwnrw.de) unter Punkt „Down-

loads). 

Satzungen haben „Muss-, Soll- und Kann-Bestimmungen“ (§§ 56 -60 BGB).  

Die Satzung muss schriftlich abgefasst sein und gemäß § 57 Abs. 1 BGB enthalten 

 den Zweck, 
 den Namen, 
 den Sitz des Vereins und 
 klarstellen, dass (ob?) der Verein in das Vereinsregister eingetragen werden soll.  

 

Die Satzung soll nach § 58 BGB (nach der neueren Rechtsprechung muss sie auch) enthalten 

 Bestimmungen über den Eintritt und Austritt der Mitglieder, 
 über die Bildung des Vorstands, 
 über die Voraussetzungen, unter denen die Mitgliederversammlung einzuberufen ist, 

über die Form der Einberufung und über die Beurkundung der Beschlüsse, 
 Bestimmungen darüber, ob und welche Beiträge von den Mitgliedern zu leisten sind.  

 

Neben den vorstehend genannten Bestimmungen kann die Satzung ergänzende Regelun-

gen enthalten, z.B. über  

 weitere Rechte und Pflichten der Mitglieder, 
 über zusätzliche Organe wie etwa Beiräte oder Ausschüsse, 
 wer die Mitgliederversammlung leitet, 
 wann die Mitgliederversammlung beschlussfähig ist, 
 welche Mehrheiten für Beschlüsse notwendig sind,  

http://www.vwnrw.de/
http://www.vwnrw.de/
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 Beschränkungen der Vertretungsmacht des Vorstands 
 und weitere von den Satzungsgebern für erforderlich gehaltene Regelungen. 

 

Vereinsordnungen 

In Vereinsordnungen werden die in der Vereinssatzung bestimmten Grundregelungen nä-

her ausgestaltet. Vereinsordnungen regeln vornehmlich organisatorische Fragen, Tätig-

keitsbereiche des Vereins (z.B. Kassengeschäfte) oder enthalten Geschäftsordnungen für 

bestimmte Organe und/oder Mitarbeiter. 

Grundsätzlich benötigt jede Vereinsordnung eine entsprechende Rechtsgrundlage in der 

Vereinssatzung. In dieser muss sich der Verein ausdrücklich das Recht vorbehalten, die je-

weilige Vereinsordnung zu erlassen. Die Vereinssatzung und Vereinsordnungen sind den 

Mitgliedern auch bekannt zu machen. Vereinsordnungen müssen für Mitglieder zumindest 

zugänglich bzw. einsehbar sein. Ausreichend ist, wenn die Mitglieder die Möglichkeit ha-

ben, die Vereinsordnungen einzusehen. 

Neue Mitglieder sind bei der Aufnahme auf die Satzung und die bestehenden Vereinsord-

nungen hinzuweisen.  

Vereinsgewohnheitsrecht 

Zu guter Letzt kann Ihrerseits eventuell auch auf ein bestehendes „Vereinsgewohnheits-

recht“ zurückgegriffen werden, sofern ein solches in Ihrem Verein tatsächlich besteht und 

Ihren Problemfall betrifft.  

Bei dem Vereinsgewohnheitsrecht handelt es sich um sog. „ungeschriebenes Recht“, wel-

ches entstehen kann, wenn gleichartige Vorgänge über einen längeren Zeitraum hinweg im 

Verein gleichartig behandelt wurden und werden. So kann es z.B. Gewohnheitsrecht des 

Vereins sein, an einem bestimmten Wochentag in einem bestimmten Monat seit vielen Jah-

ren die Mitgliederversammlung abzuhalten, worauf sich alle Vereinsmitglieder zeitlich seit 

Jahren auch ständig eingerichtet haben. Oder es entspricht der Gewohnheit in Ihrem Ver-

ein, eine Mitgliedsaufnahme erst erfolgen zu lassen, wenn freie Mitgliedsplätze vorhanden 

sind oder Reihenfolgen bzw. Wartelisten durchlaufen werden. 

Jedes Vereinsgewohnheitsrecht kann jederzeit durch neue Satzungsregelungen oder durch 

eine hiervon abweichende Beschlussfassung des zuständigen Vereinsorgans (z.B. der Mit-

gliederversammlung) oder durch eine andere vereinsrechtlich zulässige Praxis außer Kraft 

gesetzt werden. 

Gesetze und Rechtsprechung 

Sollten Sie bisher auf Ihrem Weg, sich einen Überblick zu verschaffen, in Ihrer eigenen Ver-

einssatzung, den Satzungen der nächst höheren Gruppierungen des Verbands Wohneigen-

tum, den Vereins- und Geschäftsordnungen sowohl Ihres Vereins als auch der nächst höhe-

ren Gruppierungen nicht fündig geworden sein, hilft vielleicht ein Blick ins Gesetz, insbe-

sondere in das Bürgerliche Gesetzbuch (BGB). 
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Finden Sie auch in den Gesetzestexten keine einschlägige Regelung bzw. Antwort auf Ihre 

Rechtsfrage, kann sich diese möglicherweise aus der (höchst-)richterlichen Rechtsprechung 

zum Vereinsrecht ergeben.  

Suchen Sie frühzeitig das Gespräch mit einem im Vereins- und Verbandsrecht fachkundigen 

und mit den Besonderheiten des Verbands Wohneigentum vertrauten Rechtsanwalt aus 

dem Kreis unserer Vertragsanwaltskanzleien bzw. den Rechtsberatern in der Geschäftsstel-

le des Landesverbands NRW.  

 

 Haftung im Vorstandsamt und Haftungsbegrenzung durch Aufgaben- und Ressort-7.1.5

verteilung 

Um eine Eigenhaftung zu vermeiden, sollten die Vorstandsmitglieder stets darauf achten, 

dass sie ihre Vertretungsmacht bei Abschluss von Rechtsgeschäften und bei ihrer Geschäfts-

führung nicht überschreiten!  

Die Vereinssatzung kann die Vertretungsmacht des Vorstands – wie vorstehend bereits er-

wähnt – mit Rechtswirkung gegenüber Dritten einschränken, sofern die konkreten Be-

schränkungen beim eingetragenen Verein in das Vereinsregister eingetragen werden. 

Beim nicht eingetragenen Verein muss die Satzung mit den darin enthaltenen Vertretungs-

beschränkungen im jeweiligen Einzelfall vor Abschluss von Rechtsgeschäften den außerhalb 

des Vereins stehenden Dritten, vor allem aber den Geschäfts- und Vertragspartnern (!), zur 

Kenntnis gebracht werden, um sich diesen gegenüber seitens des Vereins hierauf erfolg-

reich berufen zu können. 

So kann die Satzung des Vereins als Beschränkungen für den Vorstand z.B. vorsehen, dass 

der Vorstand keine Geschäfte über einen bestimmten in der Satzung genannten Geldbetrag 

hinaus tätigen darf oder dass nur bestimmte Vorstandsmitglieder den Verein nach außen 

vertreten dürfen oder bestimmte Geschäfte entweder generell verboten sind (z.B. Grund-

stückskäufe oder –verkäufe) oder andere Geschäfte (z.B. Kreditaufnahmen, Einstellung von 

hauptamtlichen Mitarbeitern) eines Beschlusses der Mitgliederversammlung bedürfen.  

Ferner kann die Mitgliederversammlung – sofern keine Satzungsbestimmungen entgegen-

stehen – Beschlüsse fassen, die ebenfalls für den Vorstand Einschränkungen der Vertre-

tungsmacht oder der Geschäftsführung beinhalten. So kann beispielsweise von der Mitglie-

derversammlung der Beschluss gefasst worden sein, dass ein der Höhe nach festgelegter 

Geldbetrag für eine bestimmte Anschaffung von vereinseigenen Geräten nicht überschrit-

ten werden darf.  

In Fällen des Überschreitens der Vertretungsmacht stellt sich immer die Frage einer per-

sönlichen Eigenhaftung des handelnden Vorstandsmitglieds sowie einer gesamtschuldne-

rischen Haftung aller Vorstandsmitglieder!  

Bei Abschluss eines Rechtsgeschäfts unter Überschreitung der Vertretungsmacht kann zwar 

der Verein durch sein zuständiges Organ (regelmäßig ist dies die Mitgliederversammlung!) 

den getätigten Geschäftsabschluss im jeweiligen Einzelfall nachträglich genehmigen. Bei 

ausdrücklich verbotenen Geschäften – also solchen, die nach den gesetzlichen Bestimmun-
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gen oder nach den ausdrücklichen Bestimmungen der Vereinssatzung nicht erlaubt sind (!) 

– ist eine nachträgliche Genehmigung und Heilung aber nicht mehr möglich!  

Inwieweit sich letztlich tatsächlich Konsequenzen für die Vorstandsmitglieder ergeben und 

ob diese wirklich vom Verein zur persönlichen Haftung herangezogen werden, bleibt dem 

Einzelfall überlassen. Hierauf sollte man es als Vorstandsmitglied aber niemals ankommen 

lassen!  

Bei einem mehrköpfigen Vorstand obliegt die Geschäftsführung im Ganzen jedem Vor-

standsmitglied. Jedes Vorstandsmitglied hat also alle rechtlichen und steuerlichen Pflichten 

des Vereins zu erfüllen!  

Problematisch sind in der Praxis – insbesondere in der hierzu ergangenen Rechtsprechung – 

stets die Fälle, in denen bei einem mehrköpfigen Vorstand eine Aufteilung der Geschäfts-

führung nach klar abgegrenzten Sachgebieten bzw. Vereinsämtern vorgenommen worden 

ist und in einem Schadensfall die Frage ansteht, ob die den Schaden nicht verursachenden 

oder am Schadensfall nicht unmittelbar beteiligten und auch nicht für den jeweiligen Auf-

gabenkreis zuständigen Vorstandsmitglied zur Haftung bzw. Verantwortung gegenüber 

Dritten und/oder auch vom Verein herangezogen werden können. 

 

 Buchhaltung, Kassenführung und Kassenprüfung 7.1.6

Buchführung im Verein 

Buchführungs- und Aufzeichnungspflichten für Vereine 

Für gemeinnützige Vereine gibt es in der Rechnungslegung keine speziellen Sondervor-

schriften, wenn man von der getrennten Aufschlüsselung der Einnahmen nach den vier 

Teilbereichen eines Vereines absieht.  

Es wird unterschieden zwischen 

ideellem Bereich,  

Vermögensverwaltung,  

steuerbegünstigtem Zweckbetrieb,  

steuerpflichtigem wirtschaftlichem Geschäftsbetrieb.  

Vereine sind nach dem BGB gegenüber ihren Mitgliedern auskunfts- und rechenschafts-

pflichtig. Diese außersteuerlichen Buchführungs- und Aufzeichnungspflichten werden nach 

der Abgabenordnung auch für steuerliche Zwecke herangezogen. 

Weitere Aufzeichnungspflichten ergeben sich z. B. nach 

§ 63 Abs. 3 AO "Ordnungsgemäße Aufzeichnungen von Einnahmen und Ausgaben" 

§ 15 UStG "Vorsteuerabzug" 

§ 22 UStG "Aufzeichnungspflichten zur Feststellung der Steuer" 

§ 41 EStG "Führung von Lohnkonten" 



Verband Wohneigentum Nordrhein-Westfalen e.V. 

47 

Die häufigsten Fallen 

1. Keine nachträglichen Änderungen der Buchungen 

Eine Buchung darf nicht verändert werden; der ursprüngliche Inhalt muss stets feststellbar 

sein. Außerdem dürfen keine Veränderungen vorgenommen werden, bei denen nicht mehr 

nachvollziehbar ist, ob sie ursprünglich oder erst später gemacht worden sind. 

2. Es sind Zuwendungen an Mitglieder gemacht worden 

Ein gemeinnütziger Verein darf seinen Mitgliedern grundsätzlich keine finanziellen und 

auch keine sachlichen Zuwendungen machen. Sofern jedoch Annehmlichkeiten gewährt 

werden, wird die Gemeinnützigkeit nicht berührt. 

Bei den Annehmlichkeiten wie Zuwendungen aus persönlichem Anlass oder auch aus be-

sonderem Vereinsanlass handelt es sich um eine Freigrenze. Eine Überschreitung der Frei-

grenze führt ggf. zu steuerlichen Konsequenzen bis hin zur Aberkennung der Gemeinnützig-

keit. Eine namentliche Auflistung der Empfänger ist deshalb unerlässlich. 

3. Keine korrekte Bescheinigung von Übungsleitern 

Die steuerfreie Einnahme von 2.100 Euro gibt es personenbezogen nur einmal im Kalender-

jahr. Ein jährlicher Geldfluss ist deshalb zwingend. 

Es empfiehlt sich, die betreffenden Personen schriftlich zu befragen, ob sie diese Vergütung 

im laufenden Kalenderjahr bereits von anderen Institutionen erhalten haben. Andere Insti-

tutionen können die Volkshochschule, Berufskammern etc. sein. 

4. Es liegen keine Bescheinigungen von Sportlern vor 

Für den Nachweis von Zahlungen an Sportler sollte ggf. neben den Buchhaltungsunterlagen 

auch eine Bestätigung vom Sportler eingeholt werden, dass er von Dritten (Sponsor, För-

derverein, Vorsitzender etc.) keine weiteren Zahlungen für seine sportliche Betätigung er-

hält. 

Zahlungen von dritter Seite sind beim Verein als Arbeitgeber steuerpflichtig und führen u.U. 

zur Zuordnung des Spielbetriebs vom steuerbegünstigten Zweckbetrieb „unbezahlter Sport" 

in den steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb „bezahlter Sport" mit allen Kon-

sequenzen. 

Auf der sicheren Seite sind Sie mit der Bestätigung über Vergütungen an Sportler. 

Die häufigsten Fragen 

1. Welche Vorteile hat die Gemeinnützigkeit? 

Ohne Kenntnis der vereinssteuerrechtlichen Grundlagen ist eine ordnungsmäßige Buchfüh-

rung im Verein nicht möglich. Die Bedeutung der Gemeinnützigkeit ist für Vereine nicht zu 

unterschätzen, denn die Steuergesetze enthalten maßgebliche Vergünstigungen für Verei-

ne, die ausschließlich steuerbegünstigte Zwecke verwirklichen. 

Zum Beispiel: 
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Spenden und Mitgliedsbeiträge sowie Zuschüsse sind nicht steuerpflichtig,  

Zuwendungen an steuerbegünstigte Körperschaften sind nicht erbschaftsteuer- bzw. 

schenkungsteuerpflichtig.  

2. Was ist das Vorsichtsprinzip? 

Das Vorsichtsprinzip ist einer der Bewertungsgrundsätze und besagt, dass grundsätzlich ei-

ne eher zurückhaltende, also vorsichtige Bewertung aller Risiken erfolgen muss. Es gliedert 

sich in: 

Imparitätsprinzip - alle erkennbaren, drohenden Risiken und Verluste die noch im alten 

Wirtschaftsjahr verursacht aber noch nicht realisiert wurden, müssen berücksichtigt wer-

den (ggf. als Rückstellungen). 

Realisationsprinzip - Gewinne dürfen nur ausgewiesen werden, wenn ihre Realisierung bis 

zum Bilanzstichtag stattfand.  

3. Wann beginnt das Geschäftsjahr für einen neu gegründeten Verein? 

Das Wirtschaftsjahr ist das Geschäftsjahr, also die Abrechnungsperiode eines Vereins. Es 

entspricht in der Regel mit maximal 12 Kalendermonaten, d. h. Beginn am 1. Januar und 

Ende am 31. Dezember, einem Kalenderjahr. In Ausnahmefällen kann das Wirtschaftsjahr 

auch weniger als 12 Kalendermonate umfassen (Rumpfwirtschaftsjahr), wenn z. B. im Laufe 

eines Kalenderjahres ein Verein gegründet oder aufgelöst wurde. Bei Gründung eines Ver-

eins kann auch ein vom Kalenderjahr abweichendes Wirtschaftsjahr gewählt werden z. B. 

vom 1.7 des laufenden Jahres bis 30.6 des Folgejahres. 

Vorsicht Urteil! Das sollten Sie wissen 

Schadensersatzanspruch gegen Schatzmeister wegen Unstimmigkeiten  

in der Buchführung? 

Wegen Unstimmigkeiten bei der Kassen- und Buchführung trat der Verantwortliche zurück. 

Ihm wurde bis zum Zeitpunkt seines Ausscheidens Entlastung erteilt. 

Aufgrund einer Betriebsprüfung wurden durch den Verein die Unterlagen nochmals ge-

prüft. Dabei stellten sich zahlreiche Fehler und Ungereimtheiten heraus, die den Verein die 

Gemeinnützigkeit kosten könnten. Für insgesamt ca. 14.500 Euro fehlten jegliche Belege 

und Unterlagen. 

Der Verein erhob Klage und forderte Schadensersatz für die fehlenden Gelder. 

Die Haftung des Beklagten könnte jedoch entfallen, weil der Verein ihm für den fraglichen 

Zeitraum Entlastung erteilt hatte. Da aber Ansprüche zu der Zeit nicht erkennbar waren, 

werden diese von der Entlastung nicht erfasst. 

Fundstelle: Brandenburgisches OLG, Urteil v. 28.5.2008, Az.: 7 U 178/07 

Quelle: redmark Vereinsredaktion 
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 Konteneröffnung durch Vereine  7.1.7

Sowohl in ein Vereinsregister nicht eingetragene Vereine als auch eingetragene Vereine 

können Konten bei Banken und Sparkassen eröffnen. 

Nach § 154 Abgabenordnung sind die Banken und Sparkassen verpflichtet, vor Errichtung 

des Kontos zu prüfen, ob die Antragsteller berechtigt sind, für den Verein ein Konto zu er-

öffnen. Diese „Legitimationsprüfung“ betrifft zum einen den Verein und dessen tatsächli-

che und rechtliche Existenz und zum anderen auch die Prüfung, welche (natürlichen) Per-

sonen nach Gesetz oder Satzung vertretungsberechtigtes Organ des Vereins sind. Dies sind 

nach § 26 BGB regelmäßig die Mitglieder des geschäftsführenden Vorstands. 

Die Namen der Vorstandsmitglieder eines eingetragenen Vereins sind unmittelbar aus dem 

Vereinsregister ersichtlich. Hingegen sind die Vorstandsmitglieder eines nicht in ein Ver-

einsregister eingetragenen Vereins aus keinem öffentlich-rechtlichen Register ersichtlich. 

Hierdurch ergeben sich zwangsläufig unterschiedliche Anforderungen bei Konteneröffnun-

gen. 

Das Konto des eingetragenen Vereins („e.V.“)  

Ein in das Vereinsregister eingetragener Verein ist eine juristische Person. Daher kann für 

den „e.V.“ unter dem im Vereinsregister eingetragenen Namen ein Konto errichtet werden.  

Das Kreditinstitut wird einen Vereinsregister-Auszug neuesten Datums anfordern und zu 

den Kontoeröffnungsunterlagen nehmen.  

Da sich die Namen der Vorstandsmitglieder aus dem Vereinsregister ergeben und aus die-

sem auch ersichtlich ist, ob Vertretungsbeschränkungen bestehen (z.B. wenn nur zwei oder 

mehrere Vorstandsmitglieder gemeinsam zu handeln berechtigt sind oder wenn eine Ein-

zelvertretungsbefugnis bestimmter einzelner oder aller Vorstandsmitglieder besteht), sind 

regelmäßig keine weiteren Anforderungen oder Voraussetzungen für die Kontoeröffnung 

durch die Vorstandsmitglieder  eines „e.V.“ zu erfüllen. 

Oftmals lassen sich die Banken aber eine Abschrift der gültigen Satzung vorlegen. Verwei-

gern die Vorstandsmitglieder jedoch der Bank, in diese Unterlagen Einsicht zu nehmen, 

kann die Bank dieses Recht nicht erzwingen.  

Hat der Vereinsvorstand weitere Kontobevollmächtigte eingesetzt, die auch zu Verfügun-

gen über das Vereinskonto berechtigt sein sollen, sind diese Vereinsvertreter, die also nicht 

aus dem Vereinsregistereintrag hervorgehen, in eine „Bevollmächtigten-Kartei“ des Bank-

institutes aufzunehmen. Regelmäßig verweisen die Kreditinstitute auf eine Begrenzung von 

5 Vertretern, die in die Bevollmächtigten-Kartei aufgenommen werden können.  

Das Konto des nicht eingetragenen Vereins 

Auch auf den Namen eines nicht eingetragenen Vereins kann ein Konto errichtet werden 

(z.B. „Gemeinschaft Frohsinn“ oder „Otto Mustermann für Gemeinschaft Frohsinn“). 

Auf keinen Fall sollte ein Verein seine Konten nur auf den Namen eines oder mehrerer Vor-

standsmitglieder (z.B. des Kassierers) eröffnen, da dann bei deren Tod das Kontoguthaben 

ganz oder anteilig in deren Erbmasse fällt und sich der Verein möglicherweise später mit 
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den Erben um die Kontobestände streiten muss! Auch für das Vorstandsmitglied selbst wä-

re eine solche Vorgehensweise bei Kontoerrichtung nachteilig. Denn ihm werden kapitaler-

tragssteuerlich die Kontobestände mit der Folge zugerechnet, dass sein Sparerfreibetrag 

ganz oder teilweise verbraucht wird. 

Wenn ein Konto des Vereins auf den Namen eines oder mehrerer Vorstandsmitglieder an-

gelegt werden soll, muss immer bereits im Kontoeröffnungsantrag und dann im Kontoblatt  

bei der Angabe des Kontoinhabers der Vermerk aufgenommen werden, dass es sich um ein 

„Treuhandkonto“ handelt, welches die Privatperson für den jeweiligen nicht eingetragenen 

Verein führt. Ein Beispiel für die Eintragung eines Treuhandvermerks ist vorstehend aufge-

führt worden („Otto Mustermann für …...).  

Aus der Vereinssatzung und/oder einem protokollarisch nachgewiesenen Mitgliederbe-

schluss ergibt sich, wer den nicht eingetragenen Verein rechtswirksam vertreten kann (z.B. 

der Vereinsvorstand). Diese Unterlagen (Vereinssatzung und Protokoll mit Vorstandswahl-

ergebnissen) sind dem Kreditinstitut vorzulegen und dort in Kopie zu den Kontoeröffnungs-

unterlagen zu nehmen. Da sich der oder die Vertreter des Vereins nicht aus dem öffentlich-

rechtlichen Vereinsregister ergeben, ist eine Legitimationsprüfung durchzuführen und ist 

bzw. sind die Vertreter des nicht eingetragenen Vereins in die Bevollmächtigten-Kartei des 

Kreditinstitutes aufzunehmen.  

Das Kreditinstitut hat jährlich einmal zu prüfen, ob im Vorstand des nicht eingetragenen 

Vereins ein Wechsel eingetreten ist.  

Einige Kreditinstitute verlangen von den nicht eingetragenen Vereinen einen Mitgliederbe-

schluss, nach welchem alle Mitglieder des Vereins für eventuelle Unregelmäßigkeiten der 

Vertreter des Vereins haften.  

Kredite dürfen an nicht eingetragene Vereine nur gewährt werden, wenn durch Mitglieder-

beschluss alle Vereinsmitglieder den Kredit beantragen, dafür haften und wenn ausrei-

chende Sicherheiten dem Kreditinstitut zur Verfügung gestellt werden. In einem solchen 

Fall ist die Vorlage einer Mitgliederliste erforderlich, die der Vereinsvorstand regelmäßig 

(mindestens einmal im Jahr) auf den neuesten Stand zu bringen hat.  

Für eingetragene sowie nicht eingetragene Vereine gilt abschließend Folgendes:  

Nach den allgemeinen Geschäftsbedingungen der Banken und Sparkassen ist das Kreditin-

stitut im Hinblick auf ein etwaiges Erlöschen oder Änderungen der ihm bekannt gegebenen 

Vertretungs- oder Verfügungsbefugnisse bis zu deren schriftlichem Widerruf geschützt. Die 

Bank kann sich also – vorbehaltlich der nachfolgenden Ausführungen – darauf verlassen, 

dass die ihr bekannt gegebenen Vertretungs- oder Geschäftsführungsbefugnisse sowie die 

Namen und Personen der Vereinsvertreter auch fortdauernd der Richtigkeit und Vollstän-

digkeit entsprechen. Dies gilt nur dann nicht, wenn und soweit der Bank infolge groben 

Verschuldens unbekannt geblieben ist, dass eine Änderung der Vertretungs- oder Verfü-

gungsbefugnis vorgenommen wurde. Auch bei Eintragung in ein Vereinsregister, welches 

„öffentlichen Glaubensschutz“ hat, gelten nach den bestehenden Geschäftsbedingungen 

der Banken (Banken-AGB) die in das Vereinsregister (neu) eingetragenen Änderungen erst 

ab dem Zeitpunkt, ab dem sie dem Bankinstitut schriftlich bekannt gegeben worden sind. 
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Die Einschränkung des „öffentlichen Glaubens“ von Vereinsregistereintragungen durch die 

Banken-AGB wird auch allgemein als zulässig und keineswegs unbillig angesehen, da sie Be-

standteil der vertraglichen Sonderbeziehungen zwischen Bank und Kunde sind.  

 Zeitungsverteilung  7.1.8

Die monatlich erscheinende Verbandszeitschrift "Familienheim und Garten" ist das Medium 

der Kommunikation in unserem Verband.  

Sie informiert unsere Mitglieder über:  

- aktuelle wohnungs- und siedlungspolitische Anliegen 

- Haus- und Grundbesitz betreffende Rechts- und Steuerprobleme 

- Verbraucherschutz 

- Gartenberatung 

- Heim und Hobby 

Da wir alle unsere Mitglieder nur über die Verbandszeitschrift erreichen, ist deren regelmä-

ßige, zeitnahe und ordnungsgemäße Verteilung/Zustellung äußerst wichtig. 

Hierbei hilft Ihnen unser Vereinsverwaltungsprogramm DAVOweb. DAVOweb organisiert 

für Sie die Verteilung von „Familienheim und Garten“.  

 Informationsweitergabe an Mitglieder 7.1.9

Informationssystem im Verein  

Großer Ärger droht im Verein meistens bei Missverständnissen, die wiederum auf einer un-

vollständigen oder unzureichenden Information der Beteiligten beruhen. In diesen Fällen 

hat meistens die Kommunikation zwischen den einzelnen Gremien und/oder Amtsinhabern 

nicht gestimmt oder gar gefehlt. Unabhängig von der Größe eines Vereins ist daher der 

Aufbau eines funktionierenden Kommunikationssystems stets erforderlich und wichtig! 

Die herkömmlichen Informationswege im Verein sind 

- der mündliche Bericht in der Versammlung,  

Hinweis und Rat: In der Mitgliederversammlung berichtet der Vorstand und erteilt den Jah-
resbericht (Jahreshauptversammlung). 

In der Vorstandssitzung berichten die jeweiligen Vorstandsmitglieder über die von ihnen ge-
führten Fachbereiche. Im erweiterten Vorstand berichten auch die Beisitzer, Bezirkssprecher, 
Straßenobleute etc. über ihre jeweiligen Fachbereiche. 

Hat der Verein Arbeitsausschüsse (z.B. Festausschuss), sollte eine regelmäßige Pflicht zur 
Berichterstattung des Arbeitskreisleiters in der Vorstandssitzung festgelegt werden. 

Fehlt allerdings ein Mitglied des jeweiligen Gremiums in einer Sitzung, besteht bereits die 
Gefahr eines Informationsmangels, wenn die Informationen im Verein nur durch mündliche 
Berichterstattung in Sitzungen bzw. Versammlungen erfolgen. Dieser Mangel wird durch ei-
ne Protokollführung behoben, sofern nicht nur ein kurzes Ergebnisprotokoll geführt wird!  

- das Protokoll 
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Hinweis und Rat: Jedes Vereinsgremium sollte über jede Sitzung ein Protokoll führen. Für je-
des Gremium sollte schriftlich festgelegt werden, wer in dem jeweiligen Gremium das Proto-
koll führt, wie ausführlich das Protokoll verfasst wird (welche Art von Protokoll also erstellt 
werden soll), wie die Verteilung des Protokolls erfolgt, welche anderen Gremien bzw. wer 
aus welchem Gremium ein Protokoll erhält und/oder ob das Protokoll in der nächsten Sit-
zung/Versammlung (zusätzlich?) zu verlesen ist. Auch der Zeitraum, in dem das Protokoll zu 
erstellen und zu versenden ist, sollte möglichst festgelegt werden.  

- ein schriftlicher Jahresbericht 
der evtl. allen Mitgliedern zur Verfügung gestellt wird 

- eine in regelmäßigen Zeitabständen erstellte „Info-Post“ oder Vereinszeitschrift 

in der alle Mitglieder über die wichtigen Dinge im Verein informiert werden. 

Neue Informationswege im Verein können ggf. durch ein E-Mail- oder SMS-
Informationssystem, ein elektronisches „schwarzes Brett“ oder einen „chatroom“ er-
schlossen werden. Die elektronischen Möglichkeiten der Informationsweitergabe stellen 
sowohl den schnellen Kontakt der Amtsinhaber untereinander als auch die vollständige und 
richtige Informationserteilung an die Vereinsmitglieder sicher, sofern bei allen die entspre-
chenden technischen Voraussetzungen zur Verfügung stehen. 

 Datenschutz im Verein 7.1.10

Jede Gemeinschaft registriert und verwaltet ihre Mitglieder. Ebenso organisieren die weite-

ren Verbandsebenen bis hin zum Landesverband die vielfältigen Beziehungen zum Einzel-

mitglied und zu den Untergliederungen. Dies erfordert persönliche Angaben, ob es sich um 

die Verteilung von Information handelt, um die mit der Mitgliedschaft verbundenen Versi-

cherungen oder um den Einzug des Mitgliedsbeitrags. Hierfür werden die personen- bezo-

genen Daten der Mitglieder (Name, Anschrift, Geburtsdatum, Hauseigentum, Beginn der 

Mitgliedschaft etc.) gespeichert und verarbeitet. Gleichgültig ob die Sammlung im Kartei-

kasten oder per EDV erfolgt: die Daten unterliegen dem Schutz des Bundesdatenschutzge-

setzes (BDSG). Dessen Zweck lautet „den Einzelnen davor zu schützen, dass er durch den 

Umgang mit seinen personenbezogenen Daten in seinem Persönlichkeitsrecht beeinträch-

tigt wird“. 

Das Datengeheimnis gemäß § 5 BDSG 

Personenbezogene Daten dürfen nicht unbefugt erhoben, verarbeitet, bekannt gegeben, 

zugänglich gemacht oder sonst wie genutzt werden. Diese Pflicht besteht während der Tä-

tigkeit und auch nach deren Beendigung.  

Die ehrenamtlichen Mitarbeiter des Vereins, die mit diesen Daten arbeiten, sind genauso 

zur Wahrung des Datengeheimnisses verpflichtet, wie die hauptamtlichen. Ausschlagge-

bend ist nämlich die tatsächliche Beschäftigung, das heißt die Tätigkeit nach Weisung 

und/oder die Eingliederung in eine Arbeitsorganisation. Dies ist in einer Gemeinschaft, die 

zu einem Landesverband gehört, jedenfalls gegeben. 

Mit Daten arbeiten 

Erlaubt ist jede Speicherung und Bearbeitung von Mitglieder- und Interessentendaten, die 

dem Zweck entspricht, für den die Daten erhoben worden sind (§ 28 BDSG); zulässige Zwe-

cke ergeben sich aus der Satzung. Desgleichen kann der Verein die Daten zur Wahrung ei-
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gener berechtigter Interessen verwenden. Beispiele: Einladung zu Veranstaltungen des 

Verbands Wohneigentum; Feststellung von Zahlungsverzug und Mahnung; Information an 

Vertragspartner mit Leistungen zu Sonderkonditionen, ebenso an Versicherungspartner bei 

Austritt des Mitglieds. 

Ohne schriftliche Einwilligung des Betroffenen dürfen personenbezogenen Daten im Übri-

gen weder gespeichert noch verarbeitet oder weitergegeben werden. Neuanträge sollten 

diesbezüglich eine gesondert zu unterzeichnende Erklärung enthalten. Für Altmitgliedschaf-

ten darf man davon ausgehen, dass den Mitgliedern die Speicherung und die Absicht der 

satzungsgemäßen Verwendung der Daten bekannt sind und sie ihr Nichteinverständnis be-

züglich bestimmter Datenverwendung äußern können. 

Werden Aktionen geplant, bei denen die  Veröffentlichung oder sonstige Verwendung von 

Daten erforderlich ist und die über die vorgenannten Beispiele hinausgehen, muss das Ein-

verständnis in geeigneter Form sichergestellt werden. Bei Erfüllung von offenkundigen Sat-

zungszielen wird man es unterstellen dürfen. Eine angemessene Information (die dem Ein-

zelnen den Widerspruch ermöglicht) kann in Verbandsmitteilungen oder Mitgliederver-

sammlungen (empfohlen wird entsprechender Hinweis in der Tagesordnung!) erfolgen, 

zumal wenn das Einholen einer schriftlichen Einwilligung bei allen Betroffenen nicht ver-

hältnismäßig wäre. 

Definitionen und Bestimmungen 

Die Begriffe wie „personenbezogene Daten“, „erheben“, „verarbeiten“ usw. werden in § 3 

BDSG erläutert. Die Rechte des Betroffenen aus Auskunft, Berichtigung oder Löschung ste-

hen in § 6 in Verbindung mit §§ 34, 35 BDSG. Die Tatbestände der Ordnungswidrigkeit oder 

Strafbarkeit sind in §§ 43, 44 BDSG normiert. 

Hinweispflicht des Verbands 

Der Verband Wohneigentum genügt hiermit der Obliegenheit, die Mitarbeiter auf die ge-

setzliche Verpflichtung hinzuweisen, das Datengeheimnis zu wahren. Doch geht es vor al-

lem auch darum, die ehrenamtlichen Mitarbeiter zu sensibilisieren und möglichen, unge-

wollten Pflichtverletzungen (Ordnungswidrigkeiten, Straftaten) vorzubeugen. 

Internetauftritt des Vereins  

Ein Internetauftritt des Vereins bietet jedem Internetnutzer weltweit die Möglichkeit,  ak-

tuelle und umfassende Informationen verschiedenster Art – so auch die Ihres Vereins - ab-

zurufen. Zugleich sind mit einem Internetauftritt aber auch erhebliche – vor allem rechtli-

che - Risiken verbunden, insbesondere wenn rechtliche Anforderungen an den Internetauf-

tritt nicht oder nicht vollständig vom jeweiligen Internetnutzer erfüllt bzw. berücksichtigt 

werden. Gesetzliche Vorschriften schreiben beispielsweise vor, welche Angaben man über 

sich selbst als so genannter „Diensteanbieter“ in seinem eigenen Internetauftritt erteilen 

muss. Urheberrechte und Datenschutz sind zu wahren. Viele weitere Punkte und Rechts-

vorschriften sind zu beachten.  

Die folgenden Hinweise sind nicht vollständig und sollen nur auf die grundsätzliche Proble-

matik aufmerksam machen. Bitte holen Sie die erforderlichen rechtlichen Informationen 
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von auf das Internet-Recht spezialisierten Rechtsberatern ein, bevor Sie mit Ihrem Internet-

auftritt ins „WorldWideWeb“ gehen. Bei Missachtung der rechtlichen und strengen Vorga-

ben drohen Ihnen Bußgelder oder aber kostenpflichtige Abmahnungen. Bedenken Sie auch, 

dass wichtige Informationen auf Ihrer Website leicht erkennbar, unmittelbar erreichbar und 

ständig verfügbar sein müssen.  

Sollte Ihr/Ihre Kreisverband/Gemeinschaft nicht am bundesweiten Internet-

Redaktionssystem des Verbands Wohneigentum teilnehmen und dort seinen Internetauf-

tritt präsentieren, ist bereits bei der Namenswahl Ihres Vereins-Internetauftritts äußerste 

Sorgfalt an den Tag zu legen. Die „Domain“ (=Internetadresse) ist der Grundstein der Inter-

netpräsenz. Bereits bei der Reservierung des Namens empfiehlt sich eine sorgfältige Prü-

fung durch einen Dienstleister, ob der gewünschte Domain-Name nicht mit identischen o-

der ähnlich lautenden Namen der beim „Deutschen Patent- und Markenamt“ eingetrage-

nen Marken oder mit im Handelregister eingetragenen Namen kollidiert oder sonstige 

Rechte Dritter (z.B. Prominente, Städtenamen etc.) verletzen könnte. 

Nutzt hingegen Ihr Verein das Internet-Redaktionssystem des Verbands Wohneigentum, 

sind diese Gefahren regelmäßig von vornherein ausgeschlossen!  

Nach § 6 Teledienstegesetz hat jeder Diensteanbieter im Internet seine wesentlichen Kon-

taktinformationen, nämlich  

- Name  
- Adresse  
- den Vertretungsberechtigten  

(Namen und Anschriften der Vorstandsmitglieder des Vereins) 
- E-Mail-Adresse  

- Vereinsregistereintragung (Eintragungsnummer und Amtsgerichtssitz) 

- Umsatzsteuer-ID 

 

anzugeben.  

Eine Zuwiderhandlung ist bußgeldbewehrt oder kann zu Abmahnungen führen. Nach der 

neueren hierzu ergangenen Rechtsprechung müssen diese vorstehenden Angaben auf einer 

Seite zu finden sein und dürfen nicht erst durch „Scrollen“ für den Internetbesucher abruf-

bar sein!  

Alle Texte, Bilder und graphischen Gestaltungen Ihrer Seite sowie der Betreiber anderer 

Internetseiten sind – sofern Sie von Ihnen oder einer beauftragten Agentur stammen – be-

reits per Gesetz urheberrechtlich geschützt! Alle Veröffentlichungen, die Sie ins Internet 

stellen, müssen also entweder von Ihnen als Urheber stammen oder Ihnen müssen die Nut-

zungsrechte vom Rechtsinhaber eingeräumt worden sein.  

Ein ausdrücklicher Hinweis Ihrerseits sollte den Besuchern Ihrer Seite verdeutlichen, dass 

die Bilder und Texte Ihres Vereins urheberrechtlich geschützt sind und Sie verdeutlichen 

damit Ihre Ansprüche gegen unerlaubte Verwendung Ihrer Werke.  

Das Vorstehende gilt allerdings auch für die Rechte Dritter auf deren Webseiten. Sollten 

Sie einmal Texte oder Bilder anderer Seiten nutzen, fragen Sie zuvor stets den Inhaber die-
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ser Rechte, ob er Ihnen die Veröffentlichung oder Bezugnahme gestattet. Oftmals wird 

dann der Abschluss eines Lizenzvertrages verlangt, der weitere Einzelheiten (Umfang der 

Nutzung, Nutzungsdauer und Lizenzkosten) regelt.  

Beim Datenschutz müssen Sie beachten, dass personenbezogene Daten nur verarbeitet 

werden dürfen, wenn gesetzliche Vorschriften dies ausdrücklich zulassen oder der Be-

troffene ausdrücklich vorher – auch elektronisch – eingewilligt hat.  

Der Betroffene ist bei der Erhebung seiner Daten darüber aufzuklären, welche Stelle zu 
welchem Zweck die Daten erhebt. Der Betroffene hat ein Recht darauf, dass seine Daten 
gelöscht werden, wenn diese nicht mehr gespeichert werden dürfen. Sofern Ihr Internet-
auftritt also die technischen Möglichkeiten anbietet, dass Benutzer-Daten zu Ihrer Kennt-
nisnahme dort eingeben werden können, sollten Sie die Benutzer auf Ihrer Seite umfassend 
über den Datenschutz aufklären.  

Schließlich sollten Sie einen Haftungsausschluss auf Ihrer Seite einrichten, da Sie nicht 
ständig mit Ihrem Internetauftritt tagesaktuell sein können. Den Inhalt und die Formulie-
rung zulässiger Haftungsausschlussregelungen sollten Sie sich von einem Fachjuristen er-
stellen lassen. Weisen Sie zugleich auch darauf hin, dass Sie für fremde Inhalte (z.B. „Links“) 
nicht haften wollen.  

 Durchführung von Versammlungen 7.1.11

Die Mitgliederversammlung ist das höchste Organ des Vereins. Durch die Mitgliederver-

sammlung formuliert der Verein seinen Willen. Die Willensbildung erfolgt durch Diskussion 

in der Mitgliederversammlung. Sie findet ihren Abschluss mit der formalen Beschlussfas-

sung. Bei der Beschlussfassung entscheidet die Mehrheit der erschienen Mitglieder, § 32 

Abs. 1 Sätze 1 und 3 BGB.  Der Vorstand führt die Beschlüsse der Mitgliederversammlung 

aus. Er handelt nach pflichtgemäßem Ermessen. In seinem eigenen Interesse sollte er im-

mer darauf bedacht sein, wichtige Angelegenheiten, die Auswirkungen auf den Verein ha-

ben können, in der Mitgliederversammlung zu behandeln. 
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 Musterschreiben 7.1.12

7.1.12.1 Muster „Einladung zur Gründungsversammlung“ 

Absender: 

 

Adresse  Ort, Datum 

 

 

Sehr geehrte/r Frau/Herr/Familie 

 

hiermit lade ich Sie zur Gründungsversammlung einer neuen Gemeinschaft mit nachste-
henden Tagesordnungspunkten ein: 

 

Tagesordnung 

 

TOP 1 Begrüßung und Information durch ein Mitglied des Verband Wohneigentum  
 Nordrhein-Westfalen e.V. 

TOP 2 Aussprache zu TOP 1 

TOP 3 Wahlen 

 a) Wahl der/des 1. Vorsitzenden und ggf. der/des stellvertr. Vorsitzenden 

 b) Wahl des Schriftführers und ggf. des stellvertr. Schriftführers 

 c) Wahl des Kassierers und ggf. des stellvertr. Kassierers 

 d) Wahl von 2 Kassenprüfern 

 e) ggf. sonstige Wahlen (z.B. Beisitzer, Festausschuss) 

TOP 4 Beschlussfassung über den Namen der Gemeinschaft 

TOP 5 Beschlussfassung über den Gesamt-Beitrag der Gemeinschaft  
(einschließlich Beitrag an den Verband Wohneigentum Nordrhein-Westfalen e.V.) 

TOP 6 Verschiedenes 

 

.................................................. 

Unterschrift 
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7.1.12.2 Muster „Einladung zur Mitgliederversammlung“ 

Absender: 

 

 

Adresse  Ort, Datum 

 

 

 

Sehr geehrte/r Frau/Herr/Familie 

 

hiermit lade ich Sie zur Mitgliederversammlung mit nachstehenden Tagesordnungspunkten 
ein: 

 

Tagesordnung 

 

TOP 1 Eröffnung und Begrüßung  

 ggf. separater TOP für einen Referenten über ein bestimmtes Thema 

TOP 2 Feststellung der ordnungs- (satzungs-)gemäßen Einladung 

TOP 3 Feststellung der Beschlussfähigkeit 

TOP 4 Bericht des Vorsitzenden über wichtige bzw. aktuelle Vorgänge 

TOP 5 Bericht des Kassierers 

TOP 6 Bericht der Kassenprüfer 

TOP 7 Entlastung des Vorstands 
 ggf. separater TOP für Wahlen gem. Satzung 
 a)Wahl der/des 1. Vorsitzenden und ggf. des stellvertr. Vorsitzenden 
 b)Wahl des Schriftführers und ggf. des stellvertr. Schriftführers 
 c) Wahl des Kassierers und ggf. des stellvertr.  Kassierers 
 d) Wahl der 2 Kassenprüfer 
 e) ggf. sonstige Wahlen (z.B. Beisitzer, Festausschuss) 
 ggf. separater TOP über Beschlussfassung für eine Beitragserhöhung 

TOP 8 Verschiedenes 

 

.................................................. 

Unterschrift  
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7.1.12.3 Muster „Anwesenheitsliste“ 

 

Gründungsversammlung/Mitgliederversammlung am ……………………  

 

Name / Vorname Straße/NR.  Unterschrift 

 ____________________________________________________________________  

 ____________________________________________________________________  

 ____________________________________________________________________  

 ____________________________________________________________________  

 ____________________________________________________________________  

 

. . . 
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7.1.12.4 Muster „Gründungsprotokoll der Gemeinschaft“ 

 

       
Vorname  Name 

       
Straße 

       
PLZ  Ort 

 

Gründungsprotokoll der Gemeinschaft 

 

_________________________________________________ 
Name der Gemeinschaft 

 

Am ____________ 20___ fand die Gründungsversammlung der o.g. Gemeinschaft mit den 
Teilnehmern lt. beiliegender Anwesenheitsliste statt. Nach Vorstellung des Verband Wohn-
eigentum Nordrhein-Westfalen e.V.  durch den Vorstand des Kreisverbands 
_______________, Herrn/Frau __________________ und anschließender Diskussion wur-
den nachstehende Wahlen durchgeführt sowie folgende Beschlüsse gefasst: 

 

1. Wahlen: 

 

1. Vorsitzende/r: _____________________________________________  

stellvertretende/r Vorsitzende/r _____________________________________________ 

Kassierer/in _____________________________________________ 

stellvertretende/r Kassierer/in _____________________________________________ 

Schriftführer/in _____________________________________________ 

stellvertretende/r Schriftführer/in
 _____________________________________________ 

Kassenprüfer/in _____________________________________________ 

 _____________________________________________ 

Beisitzer 1. ___________________________________________ 

 2. ___________________________________________ 

 3. ___________________________________________ 

Sonstige (z.B. Festausschuss) 
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 _____________________________________________ 

  _____________________________________________ 

 

2. Beschlüsse: 

 

Als Mitgliedsbeitrag wurde insgesamt ein Betrag von _____ €, einschließlich Anteil für den 
Verband Wohneigentum Nordrhein-Westfalen e.V. beschlossen. 

 

Der Name der Gemeinschaft soll lauten: _______________________________________  

 

Sonstige Beschlüsse:  _________________________________________  

   _________________________________________ 

   _________________________________________ 

 

_____________, den _______ 20___ 

 

________________________________  __________________________  
Unterschrift 1. Vorsitzender   Unterschrift Schriftführer 
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 Reiseveranstaltungen in Vereinen 7.1.13

Fahrten, Ausflüge und (vereinzelt auch) Urlaubsreisen sind in den Kreisverbänden und Ge-

meinschaften des Verbands Wohneigentum zu wichtigen Bestandteilen eines lebendigen 

Gemeinschaftslebens geworden. Nach der Satzung des Verband Wohneigentum Nordrhein-

Westfalen e.V. ist „die Förderung von Gemeinschaft und Gemeinsinn“ einer der Vereins-

zwecke des Verbands Wohneigentum, der auch durch die vorgenannten Veranstaltungen 

verwirklicht wird. 

Damit sich durch derartige Reiseveranstaltungen und Aktivitäten keine zusätzlichen Haf-

tungsrisiken für die jeweilige veranstaltende Gruppierung des Verbands Wohneigentum 

und/oder deren Vorstand ergeben, sind bei der Planung, Vorbereitung und Durchführung 

dieser Veranstaltungen einige – vornehmlich rechtliche – Dinge zu beachten!  

Nach den Bestimmungen zum Reisevertragsrecht im Bürgerlichen Gesetzbuch (§§ 651 a ff 

BGB) haftet derjenige, der als „Reiseveranstalter“ in eigener Verantwortung gegen eine 

Vergütung (= Reisepreis) eine Gesamtheit von Reiseleistungen anbietet, den Reisenden an-

lässlich dieser Reise für alle Gewährleistungs- und ggf. auch Schadensersatzansprüche. Fer-

ner bestehen für Reiseveranstalter weitergehende (gesetzliche) Verpflichtungen! 

Eine Reiseveranstaltung nach den §§ 651 a ff BGB liegt hingegen nicht vor, wenn ein Verein 

selbst, insbesondere ohne Einschaltung eines Reisebüros, Tagesausflüge oder Vereinsreisen 

für seine Mitglieder organisiert. 

Kein Reiseveranstalter ist auch der Organisator von Reisen, der keine Vergütung sondern 

nur verlangt, dass die Teilnehmer die tatsächlich anfallenden Reisekosten aufbringen. Dies 

trifft ebenfalls auf Vereinsreisen zu! 

Die Reisevertragsvorschriften des BGB sind auch dann nicht anwendbar, wenn der Han-

delnde weder eine Gesamtleistung noch eine Einzelleistung als Veranstalter zu erbringen 

hat, sondern lediglich die Leistung eines Dritten (z.B. Bahn- oder Busunternehmer, Hotelbe-

trieb) vermittelt. Für die Abgrenzung kommt es auf die Sicht der „Kunden“ an. 

Die Vorstände aller Verbandsgruppierungen sollten alle Tätigkeiten und jegliches äußere 

Auftreten vermeiden, was nach Außen und insbesondere bei den Teilnehmern von (Reise-) 

Veranstaltungen zu der Annahme führen könnte, dass die jeweilige Gruppierung (Landes- 

oder Kreisverband, Gemeinschaft) oder deren Vorstand die Haftung für den Erfolg der Reise 

und die damit im Zusammenhang stehenden Leistungen in eigener Verantwortung über-

nimmt bzw. übernehmen will oder als Reisevermittler auftritt bzw. auftreten will! Vielmehr 

bietet sich speziell im Verband Wohneigentum eine für alle Gruppierungen gefahrlose (weil 

Haftung vermeidende), weniger arbeitsaufwändige und zudem kostengünstige Alternative! 

Bei geplanten Veranstaltungen mit Reisetätigkeiten jeglicher Art könnte von der (durch den 

Verband angebotenen) Möglichkeit Gebrauch gemacht werden, die Veranstaltung über 

Vermittlung des Leserreisedienstes „Familienheim und Garten Reiseservice“ durch dessen 

Kooperationspartner HTC als Reiseveranstalter durchführen zu lassen. Damit entfallen für 

die Gemeinschaften, Kreis- und Landesverbände sämtliche zivil-, versicherungs- und steu-

errechtlichen Probleme!  
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Bei der Provinzial-Versicherung besteht für Gemeinschaften der Vereinshaftpflicht-

Versicherungsschutz bei Reiseveranstaltungen. Nachfolgend  auszugsweise die Stellung-

nahme der Provinzial-Versicherung vom 05.11.2012 an den Verband Wohneigentum NRW 

e.V. zum bestehenden (Haftpflicht-)Versicherungsschutz für Gemeinschaften bei Reisever-

anstaltungen: 

„Haftpflichtversicherung H 32661501/4140 
  Versicherungsnehmer: Verband Wohneigentum Dienste NRW GmbH 

Guten Tag sehr geehrte …, 

zu Ihrer Anfrage (siehe unten) möchten wir Ihnen folgendes mitteilen: 

Gerne bestätigen wir Ihnen, dass im Rahmen des o. g. Vertrages die gesetzliche Haftpflicht 
der Gemeinschaften ………. und ……… aus der Veranstaltung einer siebenstündigen Kanal-
kreuzfahrt mit der Santa Monika auf dem Rhein-Herne-Kanal am ……….2013 mit bis zu ca. 
200 Teilnehmern mitversichert ist.   

Mitversichert ist im Rahmen des Vertrages gemäß II. der Risikobeschreibungen – Besondere 
Bedingungen und Erläuterungen zur Haftpflichtversicherung von Vereinen (RBE) – Comfort-
Schutz – Formular-Nr. 410/749 08.10 - die persönliche gesetzliche Haftpflicht   

1. der Mitglieder des Vorstands und der von ihnen beauftragten Vereinsmitglieder in dieser 
Eigenschaft. 
2. sämtlicher übrigen Mitglieder aus der Betätigung im Interesse und für Zwecke des versi-
cherten Vereins bei Vereinsveranstaltungen. 

Nicht durch diesen Vertrag versichert ist die persönliche gesetzliche Haftpflicht der Gäste 
(Nichtvereinsmitglieder). 
…..“ 

Weitere Nachfrage des Verband Wohneigentum NRW e.V. vom 06.11.2012: 

„Nur der Klarheit halber möchte ich Sie bitten, zu prüfen, ob die gesetzliche Haftung nach § 
651a ff (Reiseveranstalter, Reisevermittler) eingeschlossen ist.“ 

Antwort der Provinzial-Versicherung vom 08.11.2012: 

„…zu Ihrer Anfrage (siehe unten), möchten wir Ihnen folgendes mitteilen: 

Soweit die Gemeinschaft im Einzelfall als Reiseveranstalter bzw. Reisevermittler von Reisen 
mit nicht mehr als 1.000 Teilnehmern auftritt und diese Tätigkeit nicht gewerblich ausge-
richtet ist, besteht hierfür Versicherungsschutz im Rahmen des o. g. Vertrages. 

Der vorerwähnte Versicherungsschutz bezieht sich somit im Rahmen des o. g. Vertrages 
auch auf Haftpflichtansprüche, die auf Grund eines Personen- oder Sachschadens oder eines 
Vermögensschadens, der die Folge eines Personen -oder Sachschadens ist, gegen die Ge-
meinschaft in Ihrer Eigenschaft als Reiseveranstalter oder Reisevermittler geltend gemacht 
werden.   

Ausgeschlossen sind gemäß der Allgemeine Versicherungsbedingungen für die Haftpflicht-
versicherung (AHB) – Formular-Nr. 481/601 08.10 – auf der Grundlage der Besonderen Be-
dingungen für die Mitversicherung von Vermögensschäden in der Haftpflichtversicherung u. 
a. Haftpflichtansprüche wegen Schäden aus Reiseveranstaltung sowie aus Vermittlungsge-
schäften aller Art.  
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Falls also ein Reiseteilnehmer gegen die Gemeinschaft auf Grund eines von dieser zu vertre-
tenden Umstandes Haftpflichtansprüche in Bezug auf Minderung des Reisepreises geltend 
machen würde, wäre dies ein Vermögensschaden, für den Versicherungsschutz im Rahmen 
des o. g. Vertrages nicht bestünde.“ 

 Straßenfeste und Feiern im Verein 7.1.14

Planung, Antragstellung und Durchführung 

Straßenfeste sind eine öffentliche Angelegenheit. Denn sie finden meist auf öffentlichen 

Straßen, Wegen und Plätzen statt. Es ist möglich, dass der Straßenverkehr behindert wird 

oder sogar die gesamte Straße gesperrt werden muss. Es kann sich ergeben, dass Unbetei-

ligte durch Lärm belästigt werden oder dass öffentliches Gelände verschmutzt wird.  

Abstimmungen mit Ihrer Gemeinde bzw. Stadt sind erforderlich! Genehmigungen müssen 

eingeholt und bei musikalischen Aufführungen auch die GEMA verständigt werden.  

Zu berücksichtigen ist, dass in den Städten und Gemeinden in Nordrhein-Westfalen teilwei-

se unterschiedliche Anforderungen an die Veranstalter von Straßenfesten gestellt werden. 

Daher können abschließend keine verbindlichen Empfehlungen zur Vorgehensweise bei 

derartigen Festen erteilt werden. Sie müssen sich stets rechtzeitig um die örtlichen Beson-

derheiten kümmern und diese in Erfahrung bringen! 

Nachfolgende Ratschläge, die auf Erfahrungen in Gemeinschaften bei Durchführung von 

Straßenfesten beruhen, haben sich allerdings in der Vergangenheit bewährt: 

Entweder gehen Sie persönlich zu Ihrer zuständigen Stadt- oder Gemeindeverwaltung (oft-

mals ist das „Tiefbauamt“, die Abteilung „Straßenverkehr“ oder „Ordnungsamt“ zuständig) 

und erkundigen sich nach allen Voraussetzungen und Erfordernissen für die Durchführung 

eines Festes im Freien oder Sie stellen dort einen formlosen Antrag für eine solche Veran-

staltung.  

Ihr Antrag sollte in der Regel mindestens vier bis acht Wochen vor Veranstaltungsbeginn 

eingereicht werden, um etwaige Schwierigkeiten ausräumen und Abstimmungen vorneh-

men zu können. Denn unter Umständen ist – insbesondere bei größeren Veranstaltungen – 

die Beschlussfassung weiterer örtlicher Verwaltungsgremien erforderlich. 

Aus dem Antrag sollte zu entnehmen sein:  

 a) Veranstalter des Straßenfestes 
 b) Verantwortlicher und Beauftragter  
 c) Veranstaltungsort  
 d) Veranstaltungszeiten (inklusive Auf- und Abbauzeiten) 
 e) Art, Zahl und Umfang der einzelnen Aktivitäten z.B. 
  - Errichten von Getränke- bzw. Imbissständen 
  - Durchführung von Kinderspielen  
  - Musikdarbietungen (Einsatz von Tonwiedergabegeräten und Verstärkern,  
    Kapellen, Fanfarenzügen, Tanzauftritte usw.) 
  - Aufbau einer Straßenbühne 
  - Aufbau von Fahrgeschäften  
  - Abbrennen von Feuerwerken 
  - Aufsteigen von Luftballons  
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Dem Antrag ist regelmäßig eine Lageskizze beizufügen, aus der die Einzeichnung der einzel-

nen Aufbauten hervorgehen.  

In Ausnahmefällen ist mit dem Antrag auch eine Einverständniserklärung (Unterschriftenlis-

te) der Anwohner des Veranstaltungsbereiches einzureichen.  

Üblicherweise werden nach Einreichung Ihres Antrags innerhalb der Verwaltung die einzel-

nen zu beteiligenden Ämter auf dem Verwaltungsweg konsultiert. Bitte erkundigen Sie sich 

bei Ihrer Antragstellung danach, ob Sie besondere Anträge bei anderen Ämtern zusätzlich 

stellen müssen. 

Soweit für Ihr geplantes Straßenfest öffentliche Wege und Plätze in Anspruch genommen 

werden sollen, muss das Ordnungsamt die hierfür erforderliche Sondernutzungserlaubnis 

nach dem Straßen- und Wegegesetz NRW und den einschlägigen kommunalen Satzungen 

über Erlaubnisse und Gebühren für Sondernutzungen an öffentlichen Straße erteilen. 

Vor Erteilung der Sondernutzungserlaubnis werden dann die notwendigen Abstimmungen 

mit den zuständigen Stadtämtern je nach Art und Umfang des Straßenfestes getroffen.  

Das Straßenverkehrsamt entscheidet in Abstimmung mit der Polizei, ob möglicherweise die 

Straße oder andere Flächen für den Straßenverkehr gesperrt werden müssen. Wie die 

Sperrmaßnahmen zu erfolgen haben, legt das Straßenverkehrsamt in einer besonderen An-

ordnung gegenüber dem Tiefbauamt fest.  

Hinsichtlich des Feuerwehrrettungsweges wird die Berufsfeuerwehr beteiligt. Allerdings 

sollten Sie schon bei der Planung berücksichtigen, dass Fahrbahnen in der Regel in einer 

Breite von 4 Metern als Feuerwehrdurchfahrt bzw. als Rettungsweg freizuhalten sind.  

Bei Ausschank von Getränken und der Abgabe von Speisen benötigen Sie eine Erlaubnis 

nach dem Gaststättengesetz. Diese wird zusammen mit der Sondernutzungserlaubnis re-

gelmäßig vom Amt für öffentliche Ordnung erteilt.  

Der Aufbau von Fahrgeschäften (Karussell, Geisterbahn etc.) erfordert eine Abnahme 

durch das Bauordnungsamt (Standfestigkeit und Sicherheit).  

Sollte eine Veranstaltung auf Grünflächen der Stadt oder Gemeinde geplant sein, ist hierfür 

gegebenenfalls die Zustimmung des Grünflächenamtes erforderlich. Wollen Sie Ihr Fest auf 

einem Schulhof durchführen, ist das zuständige Schulverwaltungsamt zu beteiligen. Bei der 

Inanspruchnahme von sonstigen städtischen oder gemeindlichen Flächen ist ein Nutzungs-

vertrag mit dem Liegenschaftsamt abzuschließen. 

Bei Nutzung von privaten Flächen hingegen ist die Zustimmung des jeweiligen Eigentümers 

erforderlich.  

Der Veranstalter hat dafür Sorge zu tragen, dass eine ausreichende Anzahl von Abfallbehäl-

tern aufgestellt wird. Selbstverständlich dürfte es sein, dass das benutzte Gelände nach der 

Veranstaltung gereinigt und abfallbeseitigt hinterlassen wird. Hierfür ist der Veranstalter 

verantwortlich. Anstelle von Papiertellern und Plastikbechern sollte im Interesse des Um-

weltschutzes möglichst Mehrweggeschirr verwendet werden. 
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Bei größeren Veranstaltungen wird der Einsatz eines Toilettenwagens notwendig.  

Bitte berücksichtigen Sie bei der Planung Ihrer Veranstaltung auch, dass besondere Rück-

sicht auf die Einhaltung der Mittagsruhe in der Zeit von 13.00 bis 15.00 Uhr genommen 

werden sollte. Die Veranstaltung muss grundsätzlich um 22.00 Uhr beendet sein, um den 

Schutz der Nachtruhe zu gewährleisten. Ob eine Ausnahmegenehmigung zur Überschrei-

tung dieser Zeit gewährt wird, sollte von Ihnen geklärt werden.  

Gebühren und Kosten    

Für die Erteilung der erforderlichen Genehmigungen Ihrer Gemeinde oder Stadt werden re-

gelmäßig Gebühren anfallen, über deren konkrete Höhe Sie sich vor Ort rechtzeitig erkun-

digen sollten. Auch für eine nur kurzfristige Gaststättenerlaubnis fallen regelmäßig städti-

sche Gebühren an. Oftmals erhebt auch das Umweltamt bei Musikdarbietungen besondere 

Gebühren. Sofern Verkaufsstände auf öffentlichen Wegeflächen aufgebaut werden, fallen 

außerdem Sondernutzungsgebühren nach unterschiedlichen Bemessungsgrundlagen an. 

Die Sondernutzungsgebühren berechnen sich nach dem jeweiligen Gebührentarif zur Son-

dernutzungssatzung Ihrer Gemeinde bzw. Stadt.  

Die Straßenverkehrsordnung (StVO) sieht eine Übertragung der Aufgaben für den gesamten 

Service der verkehrlichen Absperrungen und Beschilderungen und damit auch der Kosten 

auf den Veranstalter vor. Ob Ihre Gemeinde oder Stadt diese Aufgaben selbst übernimmt, 

ist abzuklären, wird aber gegebenenfalls zu weiteren Gebühren und Kosten führen.  

Für beabsichtige Musikdarbietungen erteilt das Umweltamt gegebenenfalls die erforderli-

che Ausnahmegenehmigung nach dem Landesimmissionsschutzgesetz. 

Haftung und Vereinshaftpflichtversicherung 

Nach § 29 Abs. 2 StVO in Verbindung mit der jeweiligen örtlichen Verwaltungsvorschrift 

wird oftmals von der Gemeinde oder Stadt eine schriftliche Erklärung verlangt, dass der 

Veranstalter alle öffentlichen Institutionen von Ersatzansprüchen freistellt, die aus Anlass 

der Veranstaltung von Teilnehmern und Dritten erhoben werden können. Die hierzu von 

den Städten und Gemeinden vorbereiteten Vordrucke haben teilweise unterschiedliche In-

halte. Diese vorbereiteten Vordrucke sind in jedem Fall vor Unterschrift zu prüfen und soll-

ten gegebenenfalls dem für Ihre Gemeinschaft zuständigen Beratungsanwalt zur Prüfung 

vorgelegt werden.  

Oftmals wird auch von den Behörden der Nachweis einer bestehenden Veranstaltungs-

haftpflichtversicherung verlangt. Die geforderten Rahmendeckungssummen sind dabei 

teilweise sehr unterschiedlich und bewegen sich erfahrungsgemäß zwischen 25.000,00 und 

260.000,00 Euro.  

Bekanntlich hat der Verband Wohneigentum Nordrhein-Westfalen e.V. zahlreiche Versiche-

rungen für seine Untergliederungen abgeschlossen. Es besteht auch ein Rahmenvertrag für 

die gesetzliche Haftpflicht aus dem Vereinsbetrieb des Verbands und dessen Kreisverbän-

den und Gemeinschaften. Inhalt und Umfang dieser Haftpflichtversicherung entnehmen Sie 

den Merkblättern Haftpflichtversicherung für Untergliederungen und Haftpflichtversiche-

http://www.verband-wohneigentum.nrw/download.htm?id=5912&lg=de
http://www.verband-wohneigentum.nrw/download.htm?id=6759&lg=de
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rung für Veranstaltung. Im konkreten Fall sollte daher rechtzeitig Nachfrage beim zuständi-

gen NRW-Landesverband gehalten werden. 

 GEMA 7.1.15

Kreisverbände und Gemeinschaften müssen Veranstaltungen, wie z.B. Straßenfeste o.ä. bei 

der GEMA anmelden, wenn Musik dargeboten wird. 

Hierunter fallen Aufführungen mit persönlichen Darbietungen von Musik, unabhängig da-
von, ob sie durch Berufs- oder Laienmusiker durchgeführt werden, Vorführungen an Hand 
von Projektionen beweglicher Bilder (Film) oder Standbildern (Diaschau) auf eine Leinwand, 
Wiedergabe d.h. das Abspielen von Ton- oder Bildtonträger sowie die Wiedergabe von Hör-
funk- und Fernsehsendung.  

Anmeldungen sollten rechtzeitig bei der GEMA eingereicht werden. Das GEMA-
Kundencenter erreichen Sie wie folgt: 

GEMA 
11506 Berlin 
E-Mail: kontakt@gema.de 
Tel.: 030-588 58 999 
Fax: 030-212 92 795 

Die Gesamtvertrags-Nr. lautet: 1510171100 

Die aktuellen GEMA – Vergütungssätze „U – ST“ finden Sie im Internet auf der Web-Seite 
veröffentlicht, und zwar unter der Adresse 
https://www.gema.de/musiknutzer/musik-lizenzieren/stadt-und-strassenfest-
weihnachtsmarkt/ 
 
Unter Bezugnahme auf den Gesamtvertrag / Rahmenvertrag 1510171100 erhalten die 
Kreisverbände und Gemeinschaften auf die Vergütungssätze der GEMA 20 % Sonderrabatt.  
 
Wichtig: Die GEMA hat darauf aufmerksam gemacht, dass auch private, größere Veranstal-

tungen (Geburtstagsfeiern usw.), die nicht im eigenen Haus bzw. auf dem eigenen Grund-

stück stattfinden, angemeldet werden müssen. Falls eine der o.g. Veranstaltungen nicht an-

gemeldet wurde, wird z.Zt. bei Bekanntwerden des Verstoßes die doppelte Gebühr erho-

ben. 

  

http://www.verband-wohneigentum.nrw/download.htm?id=6759&lg=de
http://www.gema.de/
mailto:kontakt@gema.de
https://www.gema.de/musiknutzer/musik-lizenzieren/stadt-und-strassenfest-weihnachtsmarkt/
https://www.gema.de/musiknutzer/musik-lizenzieren/stadt-und-strassenfest-weihnachtsmarkt/
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 Öffentlichkeitsarbeit des Verbandes 7.1.16

Die letzten Pressemitteilungen des Verbands finden Sie unter 

http://www.verband-wohneigentum.nrw/presse 

 

 Werbung und Öffentlichkeitsarbeit der Gemeinschaften und Kreisverbände 7.1.17

Informationsweitergabe an die eigenen Mitglieder, breite Öffentlichkeit und Werbung in-

nerhalb der eigenen Siedlung/Stadt sind für den Verband sowie die Gemeinschaften über-

lebenswichtig. Dabei ist es außerordentlich wichtig, dass alle Untergliederungen des Ver-

http://www.verband-wohneigentum.nrw/presse
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bandes mit dem gleichen Logo, Design und Verbandsnahmen arbeiten, damit wir Synergien 

nutzen können und voneinander profitieren. Der Verband Wohneigentum Nordrhein-

Westfalen e.V. unterstützt Sie dabei. So können Sie z.B. vorgefertigtes Briefpapier kostenlos 

abrufen, Flyer und Broschüren bestellen u.v.m. (siehe Näheres unter Leistungen für Ge-

meinschaften und Kreisverbände). Außerdem verleihen wir kostenlos verschiedene Materi-

alen für Veranstaltungen (siehe Werbematerial zum Ausleihen (Roll-Ups, Messestand, …)). 

 Siedlungsförderungsverein 7.1.18

Durch den Siedlungsförderungsverein werden Maßnahmen innerhalb der Gemeinschaften 

für die Gemeinschaft bezuschusst. Hierzu gehören u.a. Investitionen für oder im eigenen 

Gemeinschaftsheim, das nicht gewerblich genutzt wird und auf eigenem Grund und Boden 

der Gemeinschaft steht (z.B. kein Pachtland) bzw. erworben wird.  

Nachstehende bereits erfolgte Bewilligungen geben Ihnen einen kleinen Überblick über die 

Möglichkeiten: 

 Stromanschluss für ein Gerätehaus,  
 Anschaffung eines Großhäckselers für die Gemeinschaft,  
 Erwerb eines Grundstückes für ein Gemeinschaftshaus,  
 Wiederherstellung eines Bienenhauses,  
 Erstellung eines Gerätehauses und Bekämpfung von Kirschfliegen auf biologische 

Weise. 
 

Nicht gefördert wird z.B.: 

 ein Hochdruckreiniger, der auch für nicht gemeinnützige Zwecke eingesetzt werden 
kann oder  

 Investitionen in Gemeinschaftsheimen, die auch gewerblich,  gastronomisch ge-
nutzt werden usw..  

 
Wichtig:   

Grundsätzlich müssen die Anträge über die Landesverbände/Regionalverbände und nicht 

direkt beim Siedlungsförderungsverein oder beim Verband Wohneigentum Bundesverband 

eingereicht werden.  

Die formlosen Anträge müssen Begründung für Investition und die nachgewiesen Kosten 

(Rechnungen) beinhalten. Die Bezuschussung erfolgt im Nachhinein.  

 Häufige Fragen und Antworten zur Vorstandsarbeit 7.1.19

Wie gewinne ich Vereinsmitglieder für die Vorstandsarbeit? 

Die drei häufigsten Antworten auf die Frage oder Bitte zur Mitarbeit im Vorstand: 

a. „Ich habe keine Zeit!“ 
b. „Ich habe wirklich keine Zeit!“ 
c. „Ich habe überhaupt keine Zeit!“ 
 

Die drei häufigsten (genannten) Gründe für eine Mitarbeit im Vorstand (ohne Rangfolge): 
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a. „Ich suche eine neue Herausforderung!“ 
b. „Ich möchte etwas bewegen, etwas leisten, am Erfolg mitwirken, mich profilieren!“ 
c. „Ein gutes Betriebsklima ist ausgesprochen wichtig!“ 
 

Tipp: 

Stellen Sie heraus, wie sehr der Verein darauf angewiesen ist, fachkundige und einsatzwilli-
ge Mitglieder in seinem Vorstand zu haben: 
 

„Wir brauchen Sie für die wichtigen Aufgaben, die der Verein zu bewältigen hat, nämlich  

   ......... (konkrete Aufgaben benennen!)!“     

„Wir brauchen Sie, weil Sie die Dinge voranbringen können (z.B. Verbesserung unseres Ver-
hältnisses zu bestimmten politischen Gremien, Amtsträgern, Verwaltung u.s.w. / besseres 
Management im Verein/bestimmte Kontakte zu bestimmten Personen herstellen kön-
nen......!“ 

„Bei uns im Vorstand arbeiten Sie mit netten Kolleginnen und Kollegen zusammen, die Sie 
vielleicht schon immer näher und privat kennen lernen wollten!“ 

Wie erreiche ich eine gute Zusammenarbeit im Vorstand? 

Grundregeln:  

a. Richtiger Führungsstil (autoritär oder kooperativ?) ist entscheidend! 
b. Delegation von Aufgaben, Befugnissen und Verantwortung sowie Übertragung der 

Öffentlichkeitsarbeit im jeweiligen Verantwortungsbereich fördert Motivation bei je-
dem einzelnen Vorstandsmitglied! 
 

Muss – insbesondere auch in kleinen Vereinen - eine  Buchführung, Kassen- und Haus-
haltsführung sowie Wirtschaftsplanung erfolgen - und wenn ja, warum? 

Aus der Verpflichtung des Vorstands gegenüber dem Verein und den Vereinsmitgliedern, 
die Vermögensverhältnisse des Vereins in Ordnung zu halten, ergeben sich die Pflichten 

 Rechenschaft über die Geschäftsführung abzulegen,  
 eine geordnete Zusammenstellung aller Einnahmen und Ausgaben mit Rechnungs-

nachweisen bzw. Belegen vorlegen zu können (§ 259 BGB), 
 Pflicht zur Insolvenzantragstellung bei Überschuldung des Vereins (§ 42 Abs. 2 BGB) 
 Steuerliche Vereinspflichten rechtzeitig und vollständig zu erfüllen. 
 

Der Vereinsvorstand benötigt daher zur Geschäftsführung ständig Informationen zu folgen-
den Fragen: 

1. Sind mehr Vermögenswerte als Schulden vorhanden? 
2. Ist die Zahlungsfähigkeit (Liquidität) für die nächsten Monate bzw. für einen über-

schaubaren Zeitraum gegeben? 
3. Wird der Haushalts-, Wirtschafts- und/oder Finanzplan eingehalten? 
4. Welche Einnahmen und Ausgaben fallen in welchen (getrennten) Bereichen an?  

(Wichtig: Gefährdung der Gemeinnützigkeit bei Subvention eines wirtschaftlichen 
Geschäftsbetriebs mit steuerbegünstigten Vereinsmitteln!) 

5. Ist der Verein umsatzsteuer- und/oder körperschafts- und gewerbesteuerpflichtig? 
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6. Wie hoch sind die Ausgaben für bestimmte (geplante und/oder noch zu erfüllende) 
Maßnahmen (z.B. Siedlerfest), Verträge (z.B. Gerätekauf) oder Vereinsbereiche? 

 

Nur bei ordnungsgemäßer Buchführung, Kassen- und Haushaltsführung sowie Wirtschafts-
planung können die vorstehend aufgeführten Verpflichtungen erfüllt und die Fragen be-
antwortet werden! 

Ist eine bestimmte Art der Buchführung oder ein bestimmtes Buchführungssystem vorge-
schrieben? 

Ein bestimmtes System der Buchführung ist dem Verein nicht vorgeschrieben! 

Folgende Kriterien müssen aber erfüllt sein: 

1. Die Aufzeichnungen müssen vollständig, wahrheitsgemäß und zeitnah erfolgen. 
2. Die einzelnen Buchungsvorgänge müssen ausreichend erläutert sein. 
3. Die verschiedenen Vereinsbereiche – ideeller Bereich, Vermögensverwaltung, 

Zweckbetrieb, wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb- sollten getrennt erfasst werden. 
4. Die Entwicklung der Rücklagen muss nachvollziehbar sein. 
5. Zu jedem Geschäftsvorgang muss ein Beleg vorhanden sein. 
 

Buchführungs- und Jahresabschlussunterlagen einschließlich Inventarverzeichnissen, Bu-

chungsbelegen und sonstigen Buchhaltungsunterlagen müssen 10 Jahre aufbewahrt wer-

den! 

 Kooperationen (Handwerker, Firmen, andere Verein, andere Gemeinschaften) 7.1.20

Durch die Kooperation unseres Verbands mit verschiedenen überregionalen und starken 

Partnern in NRW haben unsere Mitglieder Vorteile bei Beratung, Konsum und Verbraucher-

schutz. Eine aktuelle Auflistung unserer Partner finden Sie unter  

http://www.verband-wohneigentum.nrw/mitglieder-vorteilsprogramm/ 

so zum Beispiel: 

Unsere Kooperationspartner sind Vorteile 

 Sonderkonditionen 

 

Prämiennachlässe 

 
Seminarangebote 

 
Sonderkonditionen 

 Bauherren-Schutzbund  
Sonderkonditionen 

 Verband Garten- und 
 Landschaftsbau 

Sonderkonditionen bei Gartencheck-  
und Gartengestaltung 

 Rechtsschutz 

Prämiennachlässe und 
Sonderkonditionen 

http://www.verband-wohneigentum.nrw/mitglieder-vorteilsprogramm/
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 Versicherung 

Sonderkonditionen 

 

Einige Kreisverbände und Gemeinschaften haben im „geschützten Bereich“ 

(www.vwnrw.de) ihre örtlichen Kooperationspartner (Baumärkte, Einzelhändler und Hand-

werker) aufgelistet. 

Schauen Sie einmal nach oder fragen Ihre Ansprechpartner im Kreisverband oder der Ge-

meinschaft. 

7.2 Grundlagen des Vereins 

 Vereinsbegriff 7.2.1

Der Begriff des „Vereins“ ist als solcher im BGB nicht ausdrücklich geregelt. Nach überwie-

gender Ansicht in Rechtsprechung und juristischer Literatur ist ein Verein ein auf eine ge-

wisse Dauer – in der Regel jedoch auf unbestimmte Zeit – angelegter Zusammenschluss ei-

ner (meist größeren) Anzahl von Personen, der das in seiner Satzung festgelegte gemein-

same Ziel verfolgt (= Vereinszweck) und der körperschaftlich organisiert ist; dies bedeutet 

(und muss den Satzungsbestimmungen zu entnehmen sein!), dass die sich zusammen-

schließenden Einzelpersonen künftig als eine Einheit auftreten wollen, die einen Gesamt-

namen (Vereinsnamen) führt, durch einen Vorstand als Organ vertreten wird, ihren Willen 

grundsätzlich durch Beschlussfassung ihrer Mitglieder nach Stimmenmehrheit äußert und 

unabhängig vom Wechsel oder dem Bestand ihrer Mitglieder ist. 

Nach seinem Zweck kann der Verein ein sog. Idealverein sein, dessen Zweck nicht auf einen 

wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb gerichtet ist (§ 21 BGB) oder ein sog. wirtschaftlicher 

Verein sein, dessen Zweck vorrangig auf einen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb gerichtet 

ist (§ 22 BGB). 

Nach der zwingenden Vorschrift des § 26 Abs. 1 Satz 1 BGB muss jeder Verein – ob dieser 
im Vereinsregister eingetragen oder nicht – einen Vorstand haben.  

Der geschäftsführende Vorstand ist  

Vertretungsorgan des Vereins, da er den Verein gerichtlich und außergerichtlich vertritt  
(§ 26 Abs. 2 Satz 1 BGB). 

und 

Geschäftsführungsorgan des Vereins.  

Dem geschäftsführenden Vorstand obliegt auch die Vereins-Geschäftsführung (§ 27 Abs. 3 
BGB), sofern die Satzung keine anders lautenden oder einschränkenden Bestimmungen 
enthält.  

Die Willensbildung – also alle Beschlussfassungen – erfolgen beim mehrköpfigen Vorstand 

nach der Mehrheit der erschienenen Vorstandsmitglieder (§ 32 Abs. 1 Satz 3 in Verbindung 

mit § 28 Abs. 1 BGB), wobei nur die Zahl der abgegebenen gültigen Ja- und Nein-Stimmen – 

nicht aber Stimmenthaltungen und ungültige Stimmen – mitgezählt werden. Die Satzung 

kann jedoch von dieser gesetzlichen Regelung abweichende Bestimmungen treffen (§ 40 

http://www.vwnrw.de/
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BGB). So könnte in der Satzung beispielsweise eine Regelung enthalten sein, wonach bei 

Stimmengleichheit die Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag gibt. 

Ist nur ein Vorstandsmitglied zur ordnungsgemäß eingeladenen Vorstandssitzung erschie-

nen, so kann dieses, falls die Satzung nicht die Anwesenheit einer größeren Anzahl von Vor-

standsmitgliedern zur Beschlussfassung verlangt, allein und damit einstimmig in dieser Vor-

standssitzung Beschlüsse fassen. 

 Organe des Vereins 7.2.2

Rechtsfähige und nicht rechtsfähige Vereine handeln als „körperschaftliche“ Organisatio-

nen durch ihre Organe. 

Notwendige Vereinsorgane sind die Mitgliederversammlung als oberstes Vereinsorgan  

(§ 32 Absatz 1 Satz 1 BGB) und der Vorstand (§ 26 Absatz 1 Satz 1 BGB). 

Daneben können noch weitere Organe (z.B. Beisitzer, Gesamtvorstand, Aufsichtsrat, Ver-

waltungsrat, Ehrenrat, Beirat, Ausschüsse, „besondere Vertreter“ nach § 30 BGB u.s.w.) 

durch die Satzung eingerichtet werden, denen Aufgaben der Vereinsführung, der internen 

Gestaltung des Vereinslebens, Aufsichts- und Kontrollfunktionen oder Aufgaben der Reprä-

sentationen übertragen werden (§ 32 Abs. 1 Satz 1 BGB).  

Die NRW-Landessatzung enthält verbindliche Regelungen zu den Vereinsorganen aller 

Verbandsgliederungen in den §§ 9 - 14!  

Den Gliederungen bleibt es aber unbenommen, weitere Organe in ihren eigenen Satzungen 

festzulegen. 

In den Satzungen der Kreisverbände und Gemeinschaften im VERBAND WOHNEIGENTUM 

findet man insoweit häufig Bestimmungen über Kassenprüfer bzw. Revisoren, Erweiterun-

gen des Vorstands (sog. „Gesamtvorstand“ oder „Beisitzer“) und vereinzelt auch über „be-

sondere Vertreter“ (z.B. Geschäftsführer), Beiräte und Ausschüsse für besondere Angele-

genheiten.  

 Ende und Auflösung eines Vereins  7.2.3
 

Vereine, die als juristische Person dieselben Rechte und Pflichten wie natürliche Personen 

haben, sind grundsätzlich „unsterblich“, zumal sie von den einzelnen Personen ihrer Mit-

glieder unabhängig sind und auch bei einem Mitgliederwechsel fortbestehen. Vereine en-

den erst dann, wenn gesetzlich geregelte Tatbestände vorliegen, wobei zwischen der „Auf-

lösung des Vereins“ und dem „Verlust bzw. der Entziehung der Rechtsfähigkeit“ zu unter-

scheiden ist.  

Für die Auflösung des Vereins kann es vielerlei Gründe geben. Insbesondere sind dies 

 - ein Auflösungsbeschluss der Mitgliederversammlung (§ 41 S.1 BGB) 

oder 

 - der Wegfall sämtlicher Mitglieder.  
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Für den Beschluss der Mitgliederversammlung, den Verein aufzulösen, ist – vorbehaltlich 

anders lautender Satzungsbestimmungen – gemäß § 41 S. 2 BGB eine Mehrheit von drei 

Vierteln der abgegebenen gültigen Stimmen erforderlich. Stimmenthaltungen und ungülti-

ge Stimmen bleiben also außer Betracht. 

 

Der Verlust bzw. die Entziehung der Rechtsfähigkeit erfolgt  

- durch Insolvenzeröffnung (§ 42 Abs. 1 BGB), 

- Entziehung der Rechtsfähigkeit durch das zuständige Amtsgericht bei gesetzwid-

rigen Beschlüssen der Mitgliederversammlung oder gesetzwidrigem Verhalten 

des Vorstands und dadurch bedingter Gefährdung des Gemeinwohls sowie bei 

wirtschaftlichem statt vornehmlich ideellem Geschäftsbetrieb (§ 43 BGB). 

 

Mit der Auflösung fällt das Vereinsvermögen nach den Bestimmungen des BGB an die in 

der Satzung bestimmten Personen bzw. „Anfallberechtigten“.Zu beachten ist allerdings, 

dass beim steuerbegünstigten (gemeinnützigen, mildtätigen oder kirchlichen Zwecken die-

nenden) Verein die satzungsmäßige Vermögensbindung (d.h., dass das Vermögen nur ge-

meinnützigen Zwecken dienen darf und daher auch nach den in die Satzung aufzunehmen-

den Bestimmungen bei Vereinsauflösung auch nur entsprechend verwendet werden darf!) 

zwingendes Erfordernis nach den §§ 55 Abs. 1 Nr. 4; 61 Abgabenordnung ist und ein Ver-

stoß eine rückwirkende Steuerfestsetzung bewirkt!  

Die NRW-Landessatzung enthält insoweit bindende Satzungsbestimmungen für alle Unter-

gliederungen! 

Danach fällt bei Auflösung von Untergliederungen (Gemeinschaften und Kreisverbänden) 

sowie bei rechtskräftigem Wegfall steuerbegünstigter Zwecke (= Verlust der Gemeinnützig-

keit) deren Vermögen stets an den Verband Wohneigentum NRW e.V., der es unmittelbar 

und ausschließlich für gemeinnützige Zwecke zu verwenden hat (§ 18 Abs. 3). 

Bei Auflösung oder Aufhebung des NRW-Landesverbands sowie bei rechtskräftigem Wegfall 

steuerbegünstigter Zwecke fällt dessen Vermögen an den Verband Wohneigentum e.V. (= 

Bundesverband), der es ebenfalls nur zu den vorgenannten Zwecken verwenden darf (§ 18 

Absatz 2). 

Sehr wichtig (!): Seit 2007 muss der Verein aufgrund des "Gesetzes zur weiteren Stärkung 

des bürgerschaftlichen Engagements" den steuerbegünstigten Verwendungszweck des 

Vermögens im Fall der Auflösung oder bei Wegfall des steuerbegünstigten Zwecks genau 

regeln. 

Vereine, die bisher den steuerbegünstigten Verwendungszweck des Vermögens in der Sat-

zung noch nicht angegeben haben (Beispiel: In der Gemeinschaftssatzung ist bisher gere-

gelt, dass erst bei Auflösung des Vereins die Mitgliederversammlung entscheidet, an welche 

Körperschaft bzw. an welchen gemeinnützigen Verein das Vereinsvermögen fallen soll), 

müssen daher die Vermögensbindung an die aktuelle Rechtslage anpassen!  

Fällt das Vermögen nicht an den Fiskus, muss immer ein Liquidationsverfahren stattfinden, 

auch wenn der Verein zweifelsfrei keine Schulden hat, sofern nicht über das Vermögen des 
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Vereins das Insolvenzverfahren eröffnet ist (§ 47 BGB). Die Liquidation dient dem Schutz 

etwaiger Gläubiger und der Anfallberechtigten und erfolgt durch den Vorstand. Allerdings 

können zu Liquidatoren auch andere Personen durch die Mitgliederversammlung bestellt 

werden. Hierzu gelten die Vorschriften und Bestimmungen über die Bestellung des Vor-

stands entsprechend.  

Die Liquidatoren haben die rechtliche Stellung des Vorstands und sind beim eingetragenen 

Verein in das Vereinsregister einzutragen. Ihr Aufgabenkreis ist in § 49 BGB umfassend be-

schrieben. Ist eine Überschuldung des Vereins gegeben, haben die Liquidatoren die Eröff-

nung des Insolvenzverfahrens zu beantragen und machen sich ansonsten schadensersatz-

pflichtig (§ 53 BGB). Vor Ablauf eines Sperrjahres (§ 51 BGB) darf das Vereinsvermögen 

nicht an die in der Satzung bestimmten Anfallberechtigten ausgezahlt bzw. übertragen 

werden. Die Liquidation sowie deren Beendigung sind ebenfalls beim eingetragenen Verein 

beim Vereinsregister anzumelden und dort einzutragen.  

 

Der Vollständigkeit halber sei abschließend erwähnt, dass sich bestehende Vereine auch zu-

sammenschließen oder aufteilen können oder andere Vereine aufnehmen können. Solche 

Verschmelzungen oder Fusionen sind nach den besonderen einschlägigen Bestimmungen 

des Umwandlungsgesetzes möglich. Voraussetzungen sind dafür entsprechende Regelun-

gen zur neuen Organisation (neue Satzung), eine vertragliche schriftliche Vereinbarung zwi-

schen den beteiligten Vereinen, eine Vermögensfeststellung und bei eingetragenen Verei-

nen die entsprechende Löschung der früheren Vereine und die Neueintragung des neuen 

Vereins in das gerichtliche Vereinsregister.  

Satzungsbestimmungen über die Auflösung, das hierbei von allen Gliederungen verbindlich 

zu beachtende Verfahren und die Vermögensverwendung sind in der Satzung des NRW-

Landesverbands in § 18 enthalten. 

Für die praktischen Fragen verweisen wir auf das Merkblatt.  

7.3 Steuerrecht des Vereins 

In der Regel sind die Untergliederungen des Siedlerbundes als „Gemeinnütziger Verein“ im 
Bereich der ideellen Tätigkeit, der Vermögensverwaltung und des eigentlichen Zweckbe-
triebs steuerfrei. Diese drei Bereiche umfassen die Arbeiten innerhalb der eigentlichen Ge-
meinschaft. 

Zu den steuerfreien Einnahmen zählen: 

 die Einnahmen im ideellen Bereich, also z.B. die Mitgliedsbeiträge 
 die Einnahmen aus der steuerfreien Vermögensverwaltung, z.B. Zinseinnahmen 
 die Einnahmen aus einem Zweckbetrieb 

Lediglich bei dem Tätigkeitsbereich „Wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb“ können Körper-
schafts-, Umsatz-, Gewerbe- oder Grundsteuern anfallen, wenn die entsprechenden Freibe-
träge überschritten werden. Steuersubjekt und Steuerschuldner ist nicht der wirtschaftliche 
Geschäftsbetrieb, sondern der Verein. 

Tatbestandsmerkmale des wirtschaftlichen Geschäftsbetriebs sind: 

 entgeltliche Tätigkeiten 

http://www.verband-wohneigentum.nrw/download.htm?id=6695&lg=de
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 selbständig Tätigkeiten 
 nachhaltige Tätigkeiten 
 Tätigkeiten, die über die Vermögensverwaltung hinausgehen. 

Ein wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb liegt vor bei: 

 selbst bewirtschafteten Vereinsgaststätten, Erfrischungshallen usw. 
 Durchführung von Vereinsfesten 
 Bewirtschaftung bei allen Vereinsveranstaltungen, auch kultureller oder sportlicher 

Art 
 selbst durchgeführten Werbemaßnahmen in Vereinszeitschriften und Programmhef-

ten 
 kurzfristiger Vermietung von Räumen und Geräten 
 kurzfristiger Vermietung von Schaukästen 
 Sammlung und Verwertung von Altmaterialien zur Mittelbeschaffung 
 entgeltliche Übertragung des Rechts zur Nutzung von Werbeflächen auf Sportklei-

dung oder Ausrüstung 
 Durchführung von geselligen Veranstaltungen für die Eintrittsgeld erhoben wird. Da-

bei kommt es nicht darauf an, ob die Teilnehmer Vereinsmitglied oder Nichtmitglied 
sind. 

 Entgelt aus dem Verkauf von Speisen und Getränken 
 Veranstaltung von Basaren, Flohmärkten und Straßenfesten. 

Für die Besteuerung der wirtschaftlichen Geschäftsbetriebe gibt es zwei Gründe: 

 wirtschaftliche Geschäftsbetriebe tragen nicht unmittelbar zur Verwirklichung der 
gemeinnützigen Zwecke bei, derentwegen die Körperschaft steuerbegünstigt ist 

 sie treten zudem in Wettbewerb zu anderen Gewerbetreibenden und müssen aus 
Gründen der Gleichbehandlung wie diese besteuert werden. 

Körperschaftsteuer und Gewerbesteuer tritt insoweit ein, wenn die Einnahmen aller steu-
erpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetriebe einschließlich Umsatzsteuer 30.677,- € 
(z.Zt.) im Jahr übersteigen.  

Bei der Umsatzsteuer, die prinzipiell mit dem allgemeinen Steuersatz von z.Zt. 19 % erho-
ben wird, gilt eine andere Grenze. Die Regelung für Kleinunternehmer kann hier angewen-
det werden mit der Folge, dass Kreisverbände und Gemeinschaften, deren Umsätze aus 
wirtschaftlichen Geschäftsbetrieben nicht mehr als 16.620,- € (z.Zt.) im vergangen Jahr be-
tragen haben, keine Umsatzsteuer bezahlen müssen. Hier ist dann nur noch zu beachten, 
dass der Umsatz auch im laufenden Jahr voraussichtlich nicht über 50.000,- € (z.Zt.) liegen 
darf.  

Im Einzelfall sollten die Untergliederungen jedoch lieber mal über ihren Steuerberater oder 
über den Steuerberater des Landesverbands bzw. Verbands Wohneigentum nachfragen. 

Beispiel für die steuerliche Behandlung einer gemeinnützigen Gemeinschaft: 

Eine gemeinnützige Gemeinschaft erzielt im Jahr folgende Bruttoeinnahmen: 

aus Beiträgen 25.000,- € 

aus Veranstaltungen, wie Teilnahme an kommunalen Festumzug   15.000,- € 

aus Verkauf von Speisen und Getränken während des Siedlerfestes 10.000,- € 

aus der selbst bewirtschafteten Vereinsgaststätte 15.000,- € 
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aus Werbemaßnahmen 2.500,- € 

aus weiteren Vereinsfesten, wie Weihnachtsfeiern usw. 2.500,- € 

aus Bank- und Sparguthaben 500,- € 

Körperschaft- und Gewerbesteuer fallen nicht an, weil die Bruttoeinnahmen aus den wirt-
schaftlichen Betätigungen weniger als 30.677,- € betragen (Verkauf von Speisen und Ge-
tränken 10.000,- € + Vereinsgaststätte 15.000,- € + Werbemaßnahmen 2.500,- € + Vereins-
fest 2.500,- € = 30.000,- €, mithin 30.677,- € nicht übersteigen.  

Die Beiträge – ideeller Bereich – (25.000,- €), die Einnahmen Festumzug (15.000,- €) und die 
Zinseinnahmen – Vermögensverwaltung – (500,- €) sind ohnehin steuerfrei und zählen da-
her bei der Besteuerungsgrenze nicht mit.   



Verband Wohneigentum Nordrhein-Westfalen e.V. 

93 

8 Stichwortverzeichnis 

A 

Amtsübernahme  34 

Ansprechpartner  32 

Geschäftsstelle  33 

Aufgabenverteilungsplan  34 

Aufnahmeantrag  24 

B 

Bauberatung  13 

Bonitätsprüfung  18 

Briefpapier  24 

Briefumschlag  24 

C 

Computer-Kurse  30 

D 

Datenschutz  68 

DAVOweb  22, 29, 30 

E 

Energieberatung  13, 16 

F 

Fahnen  24 

G 

Gartenberatung  14, 15 

Gartenbegehung  15 

Gartenlehrgänge  15 

Gehölzschnitt  15 

Kontakt  16 

Seminare  15 

Vorträge  15 

Gartenseminare  30 

GEMA  82 

Geschäftsführender Vorstand  32 

Geschäftsstelle  32 

Geschäftsverteilungsplan  34 

Geschichte  5 

Geschützter Bereich im Internet  21 

I 

Immobilienbewertung  17 

J 

Jugendarbeit  30 

K 

Konteneröffnung  65 

Kooperationen  86 

L 

Leistungen  10, 16, 21 

M 

Mitgliederzeitschrift  16 

Mitgliedsbeitrag  9 

N 

Newsletter  21 

O 

Öffentlichkeitsarbeit  83 

P 

Polo-Shirts  25 

Prospektmaterial  23 

R 

Rechtsberatung  11 

Geschäftsstelle  11 

Güteberatung  12 

Vertragspartner  11 

Rechtsschutz  12 

Reiseveranstaltungen  77 

S 

Satzung  42 

Seminare  26, 27 

Steuerberatung  12 

Straßenfeste  79 

T 

Taschen  25 

T-Shirts  25 



STICHWORTVERZEICHNIS 

94 

V 

Vermieterrechtsschutz  18 

Versicherungen  10 

Vertragspartner  19 

Vorstandsbildung  34 

W 

Website  22 

Werbematerial  24 

Ausleihen  25 

Werbung  83 

Z 

Zeitungsverteilung  67 

 


